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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des vierten

allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Vierzigste ordentliche Sitzung.
Oldenburg, den 2. April 1851.

Tagesordnung : Fortsetzung der Berathung über das OrganisationSgcfetz.
> ^

- — S - -

Vorsitz : Präsident Kitz ; theilweise Vicepräsideut Wibel.

t^ ie Sitzung beginnt 5 Min . nach '/,1l Uhr in Gegen¬
wart deö MinistcrialrathS Runde  mit Verlesung des über die
vorige Sitzung vom Schriftführer Janßen  aufgenommenen
Protokolls , welches auf Anfrage des Präsidenten von der
Versammlung ohne Erinnerung genehmigt wird.

Präsident : Ich habe anzuzeigen zunächst ein Schreiben
deS Großherzogl . Staatsministeriums vom 30 . März , be¬
treffend die Veräußerung deS vormaligen Bujendorf « Forst-
hofeS im Fürstenthume Lübek. ( S . die Anlage am Schluß .)

Dieses Schreiben geht an den Krongutsausschuß , der
über ähnliche Vcräußerungsanträge bisher berichtet hak. Dann
ist eingekommen eine Vorstellung von der Gemeinde Barßcl
mit 131 vom Pastor beglaubigten Unterschriften gegen Tren¬
nung der Schule von der Kirche.

Diese Petition geht an den Ausschuß für daS Organ .-
Gesetz . Wir gehen jetzt über zur Tagesordnung . Aus der
Tagesordnung steht der Bericht des Organisations -Ausschusses.
Wir sind gekommrn bis zu Art . 38:

„Art . 38.
Dem Bürgermeister stehen in seiner gesammten dienst¬

lichen Wirksamkeit die Beigeordneten mit Rath und That
zur Seite , und vertreten in der vom Gemeinderathe zu be¬
stimmenden Reihefolge bei Abwesenheit ober Verhinderung
deS Bürgermeisters dessen Stelle.

Zn allen wichtigeren Angelegenheiten , welche nicht die
Handhabung der Ortspolizei und die örtlichen Geschäfte der
Staatsverwaltung , sondern die eigentliche Gemeindeverwal¬
tung betreffen , ist der Bürgermeister verpflichtet , den Rath
und das Gutachten der Beigeordneten einzuziehen , falls die
Sache den Aufschub zuläßt ."

LU.

Berichterst . Niebour II . (verliest ) : v . d. Worte „zu«,
Art . 38 , bis : „unverändert anzunehmcn ."

Präsident : Sofern hierüber niemand zu sprechen wünscht,
bringe ich den Antrag unter Annahme des Schlusses zur Ab¬
stimmung . Herr v . THünen  hat daS Wort.

Abg . v . Thünen : Ich möchte meine Meinung dahin
aussprechen , ich will keinen Antrag stellen , ich meine aber,
daß es doch wohl gethan sein würde , in dieser Weise , wie
der Art . sagt , etwas auszusprechen . Ich betrachte dabei näm-
ich die kombrnirten Gemeinden . Ich habe schon früher zu
Art . 5 meine Ansicht dargelegt , daß ich glaube , daß diese
Kombination nur dadurch geschehen kann , daß die Vorsteher
der einzelnen Partikulargemeindcn sich vereinigen in den Vor¬
stand einer größern Gemeinde ; denn dann würden diese ein¬
zelnen Interessen vertreten sein. Die Bürgermeister könnten,
wenn es ihnen angemessen schiene , nicht blos allein für sich
handeln , sondern sie könnten und müßten die Vorsteher der
einzelnen Gemeinde in ihren Angelegenheiten zuziehen . DieS
scheint mir sehr wichtig und bedeutend und ohne dem scheint
mir eine Zusammenlegung kaum möglich . Ich habe dies nur
noch einmal der Erwägung anheim stellen wollen , ich stelle
keinen Antrag , weil dies doch vergeblich sein würde.

Präsident : ES hat Niemand weiter sich zum Worte
gemeldet , ich erkläre die Diskussion für geschlossen und bringe
den Antrag zur Abstimmung.

„Der Ausschuß empfiehlt Absatz 2 zu streichen , den
ersten Absatz unverändert anzunchmen ."

Die Herren , die diesem Anträge des Ausschusses beistim¬
men wollen , bitte ich aufzusteben.

Angenommen.
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„Art . 39.

Den von dem Bürgermeister in den zu seinem Geschäfts¬
bereiche gehörenden amtlichen Angelegenheiten aufgenomme¬
nen Protokollen steht öffenilichgr Glaube zu , sofern dieselben
von ihm oder nach seiner Anordnung von einem andern

Mitglicde des GemcindevorstandeS , sei cS unmittelbar oder
unter ihrer Leitung und Mitunterschrist durch einen verpflich¬

teten Schriftführer , ausgenommen , den Anwesenden vorgele¬
sen und von ihnen genehmigt sind . Dabei sind alle Proto-
kollerklärungen von den Bctheiligten zu unterschreiben/'

Dieser Artikel ist zur Annahme empfohlen.
Abg . Bothe : In §. 39 ist bestimmt , in welchem Falle

die Protokolle öffentlichen Glauben haben sollen . Sie sollen
nämlich von dem Bürgermeister ausgenommen und von dem
Schriftführer unterschrieben werden . Dabei ist unten bemerkt,
am Ende dieses Artikels : «Dabei sind alle Protokollerklärun¬

gen von den Bctheiligten zu unterschreiben . " Hiernach könnte
es zweifelhaft sein, ob auch, wenn die Wetheilighen nicht unter¬
schrieben , das Protokoll Gültigkeit hätte und öffentlichen
Glauben . Ich glaube , daß das der Fall sein kann , daß auch,
wenn die Belheiligten nicht unterschreiben , das Protokoll
öffentlichen Glauben habe. Ich glaube auch wohl , daß die
Staatsregierung die Ansicht gehabt hat bei Vorlegung dieses
Entwurfs , daß die Gültigkeit des Protokolls nicht von der
Unterschrift der Betheiligten abhängig gemacht werden soll.
Zndeß da es zweifelhaft sein kann , und wenn der Ausschuß
mit meiner Ansicht übereinstimmt , daß die Unterschrift der
Betheiligten nicht nöthig ist, auch von der Versammlung kein
gegenthciliger Antrag gestellt wird , so will ich keinen beson-
dern Antrag stellen und wollte hier nur diesen Fall zur
Sprache bringen.

Bcrichtcrst . Ntcbour H . : Ich glaube allerdings , daß
diese Vorschrift am Schluß ,/ «lle Protokvllerklarungen sind
zu unterscheiden von den Betheiligten " nicht sagen soll , daß
diese Protokollerklärungen sonst ungültig sind , sondern eS
scheint mir dieser letzter? Satz nur eine Dienstvorschrift für
den Bürgermeister zu enthalten und wenn in einzelnen Fällen
die Unterschrift nicht geschähe , so würde das nöthigensalls
dem Bürgermeister zu verweisen sein , daß er nicht darauf

geachtet hat . ES würde aber das Protokoll dadurch nicht
ungültig . Es scheint mir dieses auch in der Fassung deS
Artikels zu liegen , weil es hinten angesetzt ist , wodurch aus-
gedrückt sein soll : Bedingung der Gültigkeit isi's nicht. —

Zn dem Ausschüsse ist dir Sache nicht zur Sprache gekom¬
men , also im Namen des Ausschusses kann ich darüber Nichts
erklären.

Präsident : Anträge zum Artikel sind nicht gestellt , ich
erkläre die Diskussion für geschlossen und bringe den Artikel
zur Abstimmung . Ich bitte die Herren , welche den Art . 39.
annehmen wollen , aufzustehen.

Angenommen.
Art . 40 . lautet:

«Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäfts¬

zweige der Gemeindeverwaltung , als zur Erledigung einzelner

bestimmter Angelegenheiten und Aufträge können auf Beschluß
deS Gemeinderaths besondere Kommissionen mit kollegialischer
Geschäftsbehandlung aus Mitgliedern des Gemeindevorstandeö,
Gemeinderaths und aus anderen Gemeindcbürgern gebildet
werden . Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Bür¬
germeister , die übrigen Mitglieder vom Gemcinderath bestimmt.

. Ein von dem Bürgermeister bezeichntes Mitglied des Ge-
) meindevorstandeS führt den LHorsitz. ^

Solche Kommissionen gelten als dem Gcmcindevorstande
eingeordnet ."

Berichterst . Niebour II . ( verliest ) :
Von den Worten «Art . 40 . scheint - bis « der Gemeinde-

ordnung überlassen ."
Präsident : Ich bringe , da Niemand sich zum Worte

meldet , unter Annahme des Schlusses , den Ausschußantrag

zur Abstimmung . Der Ausschuß beantragt also den Artikel
zu streichen und statt dessen zu setzen:

„Inwiefern zur dauernden Verwaltung einzelner Ge¬
schäftszweige der Gemeindeverwaltung oder zur Erle¬
digung einzelner Angelegenheiten und Aufträge beson¬
dere Kommissionen gebildet oder einzelne Gemetndemit-
glieber beauftragt werden können , bleibt der Gemeinde¬
ordnung überlassen ."

Die Herren , welche diesen Antrag annehmcn wollen , bitte
ich, aufzußeher,.

Angenommen.
Art - 41 - lauret:
«Der nach den Vorschriften der Gemrindeordnung zu

bestellende Bürgermeister , welcher weder einen Kleinhandel,
noch eine Wirthschaft treiben darf , soll außer den ihm zu ver¬
gütenden Geschäftskosten , und außer den ihm begleichenden

Tagegeldern bei Geschäftsreisen außerhalb des FriedenöHe-
richtsbezirkS , ein jährliches Gehalt aus dtp Gemeindekässe be¬
ziehen , das nach eingegangenrr Erklärung deS Gemeinderaths
und Begutachtung durch das KreiSamt vom Staatsministe¬
rium sestgestellr wird , und in der Regel nicht unter 15Ü und
nicht über 500 Thlr . betragen soll ." ^

Berichterst . Niebonr H . ( verliest ) :
Von den Worten : « Zu Art . 41 . " biS : « unverändert

bleiben kann ."

Präsident : Ich stelle anheim , ob wir nicht vielleicht die
Debatte so trennen , daß ich zunächst die Anträge deö Aus¬
schusses , betreffend die Zulassung der Bürgermeister zur Wirlh-
schast und zum Kleinhandel , vorab zur Diskussion stejlle.

Abg . Mölling : Ich muß mich gegen die Beschränkung
erklären . Ich würde mich dafür erklären können , haß über¬

haupt dje Bürgermeister keine Nebengeschäste hätten und nichts
treiben sollten außer ihrem Amte ; aber jetzt, da hie Beschrän¬
kung nur einen einzelnen Stand betrifft , muß ich mich da¬
gegen aussprechen . Die Mehrheit geht aus von dem Egois¬
mus drr Bürgermeister , sie sagt , es könnte der Bürgermeister,
der einen Kleinhandel oder eine Wirthschaft hat , verlangen«
es solle Zeder , der zu ihm kommt , ein Glas Wein oder
Schnaps bei ihm trinken , oder ein Pfd . Kaffee kaufen . Meine
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Herren ! Davon dürfen wir nicht auSgehen , die Gesetzgebung
muß von der bessern Natur auSgehen , und giebt es wirklich
solche egoistische Menschen unter den Kleinhändlern und Gast-
wirthen , so müssen wir davon auSgehen , däß die Gemeinde
solche Leute nicht wählen wird . Wir müssen , glaube ich, zu¬
geben , daß es auch Gastwirthe edlerer Art giebt , und diese
dürfen wir nicht ausschließen . Ucberhaupt muß ich davon
auSgehen , daß in einem freien Staate jeder Staatsbürger zu
jedem Amte Berechtigung hat . Zn der Gemeinde gilt dasselbe,
und waS ist für ein Unterschied zwischen diesem Gewerbe und
andern ? Nehmen Sie den Bäcker . Er kann auch verdrieß¬
lich werden , wenn rin Bürger der Gemeinde sein Kunde nicht
ist , aber Sie schließen ihn doch deswegen nicht aus . Der
Müller , der Mehlhandel treibt , der Zimmermeister , der Mau¬
rermeister , alle diese Gewerbe stehen in denselben Verhält¬

nissen . ES ist etwas Beschimpfendes , Zurücksetzendes darin
enthalten , daß man gerade diese Gewerbe ausschließt . Ich
möchte Sie daher dringend ersuchen, diese Ausschließung , diese
Zurücksetzung nicht zu beschließen , sondern eS dem freien Be¬
stimmungsrechte der Gemeinde zu überlassen , ob sie nicht auch
die Personen wählen wolle , die gerade diese Gewerbe treiben.

Abg . Tappenbeck : Meine Herren ! Die Rücksichten,

welche bisher rntgegenstanden , daß öffentliche Geschäfte auch
von ändern Leuten , als von eigentlichen Beamten verwaltet

würden , waren vorzüglich , daß die Rücksichten aus die Pri-
vatintcressen , welche die übrigen Bürger durch Handel , Ge¬
werbe öder sonstige Geschäfte haben , so vorwiegend seien , daß
dadurch eine Benachrheiligung der ihnen anvertrauten öffent¬
lichen Geschäfte zu fürchten sein würde . Diese Rücksicht ist
allmälig mehr verschwunden . Man hat allmälig Vertrauen
gefaßt auch zu diesen Leuten , û ihrer Einsicht und zu ihrem

guten Willen , man vertraut allmälig , daß sie nicht mlthr so
tief in ihre Privatintcrcssen versenkt sein würden , um nicht
diese Geschäfte so zu verwalten , wie rS die Pflicht erheischen

würde . Wenn man nun aber gewisse Privatintcreffen bezeich¬
net als solche, zu deren Inhabern man dieses Vertrauen nicht
haben könne , so glaube ich doch , man mag nun sagen , waS
man will , baß eine solche Bestimmung in Bezug auf dies»
Gewerbe « waS Gehässiges hat.

Davon aber auch abgesehen , scheint eS mir bedenklich,
diese bestimmten Gewerbe aus den übrigen herauszugrrifen
und ihnen dieses Privilegium ockiosum gesetzlich aufzudrückcn,
Die Grenze möchte ' da schwer zu bestimmen sein. Ich will
zugeben , daß bei den hier genannten Geschäften eS etwas
vorzüglich Gefährliches haben mag , wenn der Inhaber eines
solchen Bürgermeister würde , aber auf der andern Seite ' scheint
es mir auch sehr bedenklich, dieses gesetzlich auszusprechen . - Es

möchten sich auch sonstige Privatgeschäfte und Gewerbe genug
finden , bei denen eine ähnliche Gefahr emträte . Man mag

'daS lieber vertrauensvoll der Ansicht der Wählenden Mer¬

kaffen, ob sie ein gewisses Gewerbe als Hinderniß änsehcn
oder nicht. Ich glaube daher , wir thun besser , diese beiden
Ausnahmen Nicht gesetzlich zu 'fft'ircn.

Abg . Pancratz : Ich will hier äür bloS ' bemerken, daß

bei dieser Bestimmung , wonach Krämer und Wirthe gesetzlich

nicht zu Bürgermeistern gewählt werden sollen , nicht gerade
eine Verdächtigung dieser Personen oorüegt , daß man nicht
etwa voraussctzt , sie werden ihren amtlichen Einfluß für ihre
Geschäfte mißbrauchen , sondern daß vielleicht die Hauplrück-
sicht dabei ist , daß ihre amtlichen Handlungen in der Ge¬
meinde nicht aus dieser Stellung verdächtigt werden sollen,
daß man nicht in der Gemeinde voraussetze , cs möge diese
oder jene geschäftliche Verbindung auf diese oder jene dienst¬
liche Hanvlung Einfluß gehabt haben , was leicht eintrelen
könnte , wenn auch nicht im Enlferntesten Grund dazu vor¬
handen ist.

Abg . Dargmann : Ich muß mich auch der Ansicht der
Minderheit anschließen , namentlich weil sich da keine Grenze
setzen lassen wird , wann Jemand einen Kleinhandel treibt
oder wann seine Handlung so umfassend ist , daß sie nicht
mehr alS Kleinhandel anzufthen ist.

Abg . Schmedes : Meine Herren ! Die Mehrheit des
Ausschusses hat geglaubt, , diese Beschränkung hier eintretcn

lassen zu müssen , nicht so sehr deshalb , weil sie davon aus-
ging , daß die zeitigen Wirthe und Krämer , wenn sie zu Bür¬
germeistern -gewählt würden , nicht passend dazu wären , son¬
dern hauptsächlich aus dem Grunde , weil , wenn ohne Be¬
schränkung den Gemeinden freigegeben würde zu wählen , wen
sie wollten , wenn also diese Bestimmung deS Entwurfs ge¬
strichen würde , für die Folge einer , nachdem er schon zum
Bürgermeister gewählt ist, sich eine Konzession verschaffen und
kann also eine Wirtschaft oder Handlung in seiner Gemeinde
betreiben könnte . ES schien der Mehrheit des Ausschusses

aber sehr bedenklich zu sein, wenn dies möglich sei, daß näm¬
lich Einer , nachdem er schon gewählt ist , dann noch die Kon¬

zession zur Wirthschast oder Handlung kriegen kann und ich
glaube , cs liegt klar auf der Hand , daß dies zu großen Un¬
zuträglichkeiten führen könnte . Dagegen Vorkehrungen zu
treffen, hat die Ausschußmehrheit besondtrS zu ihrem Anträge
bestimmt , Imd das hat auch mich hauptsächlich bewogen , für
die Mehrheit und mit der Mehrheit zu stimmen.

Abg . Tappenbeck : Gegen das Letzte möchte ich bemer¬
ken, daß dann konsequent eine Bestimmung getroffen werden
müßte , wonach jeder Inhaber von jedem  Gewerbe , zu wel¬
chem eine Konzession erforderlich ist, nicht Bürgermeister wer¬
den könnte , da dasselbe , was vom Abg . Schmedes  gesagt
ist , auch' auf  die übrigen Wwerbe , z.- B . 'auf das Mühlen-
gewerbe , Anwendung findet.

Präsident : ES hat sich Niemand weiter zum Worte
gemeldet und ich erkläre die Diskussion über diesen Artikel
für geschlossen.

Abg . Nkbdoür II . : Ich möchte mir noch gegen den
Abg . Schmedes  bemerken , kaß , wenn eS nicht 'zweckmäßig
erscheint, daß dem zum Bürgermeister Gewählten die Konzes¬
sion zum Kleinhandel erthcilt wird , derjenige , welcher die

'Konzessionen zu erthcilen bäbe , dem Gewühlten ,die Konzession
icht geben wird.
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Präsident : Wir schreiten jetzt zur Abstimmung . Es
ist beantragt:

1) Bon einer Minderheit , daß die Worte , wie sie im
Entwürfe stehen:

„welcher weder einen Kleinhandel noch eine Wirthschaft
treiben darf",

gestrichen werden.
Die Mehrheit beantragt dagegen ein Amendement zum

Artikel , dahin gehend , vor den Worten:
„weder einen Kleinhandel"

die Worte:

,,in der Regel"
einzuschaltcn , und

2 ) daß dann hinzugesetzt werde:
„Ausnahmsweise können von der Gemeinde mit Zu¬
stimmung des Kreisraths auch Wirthe und Krämer
zu Bürgermeistern gewählt werden . "

Zch würde nun zunächst dieses Amendement zur Abstim¬
mung bringen und dann nachher die Streichung , sodaß die
Herren , welche für das Amendement stimmen , oder nicht
stimmen , nachher für die Streichung immer noch stimmen
können , wie sie wollen . Es ist also beantragt von der Mehr¬
heit 1) vor den Worten:

„weder einen Kleinhandel " die Worte „ in der Regel"
cinzuschalten,

und 2 ) der Beschluß ( künftige Redaction des Artikels vor¬
behaltlich ) :

„Ausnahmsweise können von der Gemeinde mit Zu¬
stimmung des Kreisraths auch Wirthe und Krämer zu
Bürgermeistern gewählt werden ."

Die Herren , die dieses Amendement annehmen wollen,
bitte ich, aufzustehen.

Das Amendement ist angenommen.
Ich bringe jetzt den Antrag auf Streichung zur Abstim¬

mung . und bitte also diejenigen Herren , welche diese ganze
Bestimmung gestrichen wissen wollen , aufzustehen.

Der Antrag ist mit 20 gegen 47 Stimmen abgelehnt,
und es bleibt demnach beim Amendement.

Wir fahren jetzt in der Diskussion fort über die weiter
zu dem Artikel vom Ausschuß gestellten Anträge . Ich würde
fragen , ob sich Jemand dazu zum Worte meldet , sonst würde
ich zur Abstimmung schreiten.

Abg . Mölling : DaS ist wegen der Gehalte der Bür¬
germeister?

Präsident : Die sämmtlichen übrigen Anträge zu diesem
Artikel.

Abg . Mölling : Da möchte ich nur in Beziehung auf
die Gehalte bemerken , daß wir noch keine Gemeindeordnung
haben und nicht wissen , wie die Gemeinde konstruirt ist und
daß cs sich wohl fragen wird , ob nicht ein Gehalt von
150 Thlr . für kleine Gemeinden noch zu hoch ist. Ich habe
das bloS zur Erwägung geben wollen , daß mit Beziehung
auf die Ungewißheit der künftigen Einrichtung doch das Mi¬

nimum möglichst niedrig gesetzt werde und da hat dir Min¬
derheit 100 Thlr . weniger genommen als die Mehrheit.

Abg . v . Thünen : M . H . ! Wenn Sie diese Bestim¬
mung von 250 Thlr . stehen lassen , so bin ich damit sehr zu¬
frieden , weil meiner Meinung nach darin ganz bestimmt liegt,
daß die kleinen Gemeinden zusammcngelegt werden müssen,
denn für kleine Gemeinden ist ein solcher Gehalt ganz un¬
unmöglich . Wie soll eine Gemeinde , z. B . wie Westrum
von 140 Seelen , wie wir sie haben , ihrem Bürgermeister ein
Gehalt von 250 Thlr . geben können , ebensowenig eine Ge¬
meinde von 300 Einwohnern , die kann auch nicht 150 Thlr.
geben , also pr . Kopf */ « Thlr . DaS ist eine Unmöglichkeit.
Ich bin entschieden dafür , daß die Gemeinden zusammenge¬
legt werden und bin also mit dieser Bestimmung sehr zufrie¬
den , indem dies dadurch erzwungen wird.

Abg . Georg : Zch glaube , daß es mehrere kleinen Ge¬
meinden giebt , die ihrer isolirten Lage nach gar nicht zusam¬
mengelegt werden können . Deshalb bin ich für die Bestim¬
mung eines kleinen Gehalts , weil eS sonst für die kleinen
Gemeinden eine unerschwingliche Last wird . Auch werden
die Geschäfte nicht so bedeutend sein, daß nicht kleine Gewerbe
daneben getrieben werden können.

Abg . Mölling : Ich bin mit dem Abg . v . Thünen
einverstanden , daß große Gemeinden zu bilden sind . Zch bin
ganz einverstanden , daß die Gemeinde nur segensreich wirkt
dadurch , daß sie eine größere wird . Zch will das aber nicht
durch Zwang , und nicht , daß man einen höheren Gehalt be¬
stimmt , damit die Gemeinden nicht klein bleiben können . Zch
will auch nicht , daß die Gemeinde direct oder indirect ge¬
zwungen werben soll , sich zu größerer Gemeinde zu vereini¬
gen . Sie muß durchaus von der Freiheit der Gemeinde aus-
geben und ihrem freien Willen und wenn ihr freier Wille
dahin führt, daß sie als kleine Gemeinde bleiben will , würde
ich eine entschiedene Härte dann finden , wenn man ihr ein
solches Gehalt auferlegt.

Daß im Kreise des Minimum und Maximum der Ge¬
halt von der Gemeinde selbst bestimmt werde , folgt aus ihrem
Setbstverwaltungsrrchte . Wenn auch der Bürgermeister
S 'aatsgeschäste hat , so ist er doch Gemeindebeamter . Ist er
Gemeindebeamter , so muß die Gemeinde selbst beschließen
können , wie hoch er bezahlt werden soll . Der Staat kann
daraus , daß er dem Bürgermeister Geschäfte überträgt , kein
Recht folgern , einzuwirken auf die Höhe der Besoldung.
Die Selbstverwaltung der Gemeinde bringt das mit sich.

Abg . Wibel : ES ist nicht die Rede davon , hinzuwirkrn
auf die Bereinigung mehrerer Gemeinden zu einer,  wie der
Abg . v . Thünen  will , wohl aber davon , daß der Ausweg
getroffen werden kann , daß mehrere Gemeinden einen Bür¬
germeister nehmen . Das wird vernüstigerweisc das Auskunsts¬
mittel der kleinen Gemeinden sein , und wir erreichen den
Zweck nach beiden Seiten hin . Dann bleibt die Freiheit der
Gemeinde geschützt , dann wird auch der Bürgermeister eine
Stellung bekommen , in der er leben kann . 150 Thlr . dage¬
gen ist daS Einkommen eines Tagelöhners , wovon eine Fa-
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milie nur nothdürftig leben kann . Es darf nicht gestattet
sein , dem Bürgermeister eine solche Stellung anzuweisen , wenn
wir der Gemeinde die Freiheit und Selbstständigkeit bewahren
wollen . Die selbstständige Kraft setzt Selbstständigkeit durch
hinlängliches Einkommen voraus . Dadurch glaube ich die
Freiheit zu schützen.

Präsident : ES hat sich Niemand weiter zum Wort ge¬
meldet und ich erkläre die Berathung für geschlossen ; wir
schreiten zur Abstimmung.

Es ist beantragt 1) von der Mehrheit:
„Das Gehalt soll in der Regel nicht unter 250 Thlr.
betragen . Ausnahmen beschließt der Gcmeinderath
unter Zustimmung der Staatsrcgierung nach Anhörung
des Kreisraths " ,

wogegen eine Minderheit es beim Entwürfe , der 150 Lhlr.
bestimmt , bewenden lassen will . Ich würde zunächst diesen
Antrag der Mehrheit zur Abstimmung bringen . Dann ist
von der Mehrheit beantragt:

„2 ) Die im Entwürfe enthaltene Bestimmung des
Maximi ist zu streichen ."

Die Minderheit verhalt sich hier auch verneinend und
will rS beim Maximum bewenden lassen . Diesen Antrag
würde ich zum Zweiten zur Abstimmung stellen . Dann ist
beantragt von der Mehrheit des Ausschusses:

„3 ) Ueber die Höhe des Gehalts beschließt der Ge
meinderath unter Zustimmung des KreisamtmannS
sund des Kreisralhs ) . Will der Kreisamtmann sund
Kreisrath ) eine andere Summe festgesetzt haben , als
der Gemcindcrath , und ist zwischen beiden keine Ver¬
ständigung zu erzielen , so entscheidet das Staatsmini¬
sterium , ohne aber die höchste von den beiden in An¬
trag gebrachten Summen zu überschreiten . "

Dann ist ferner beantragt von der Minderheit Mölling:
„Innerhalb der bestimmten Grenzen wird die Höhr
des GehaltS durch Beschluß der Gemeindeversammlung
ftstgestellt . "

Für den Fall , daß nun der Antrag «ul , 2.
„die im Entwürfe enthaltene Bestimmung des Maximi
ist zu streichen »,

angenommen würde , würde dieser Antrag des Abg . Möl¬
ling , der innerhalb der bestimmten Grenzen die Höhe des
GehaltS durch Beschluß der Gemeindeversammlung ftstgestellt
haben will , wegfallen , wogegen , wenn der Antrag beS Aus¬
schusses «üb 2:

„die im Entwürfe enthaltene Bestimmung deS Maximi
ist zu streichen " ,

abgelehnt würde , der Antrag des Abg . Mölling , welcher
der Gemeindeversammlung die Bestimmung ganz überlassen
will , vor dem sub 3 vom Ausschuß gestellten Antrag zunächst
zur Abstimmung zu bringen sein würde . Dann würde ich
selbstredend daS noch zur Abstimmung zu bringen haben
4) den Antrag vor den Worten:

„ihm zu vergütenden Geschäftskosten « ist daS Wort
„etwa « einzuschaltrn . "

Also der erste Antrag geht dahin:
„DaS Gehalt soll in der Regel nicht unter 250 Thlr.
betragen . Ausnahmen beschließt der Gcmeinderath
unter Zustimmung der StaatSregierung nach Anhörung
des Kreisraths ."

Die Herren , die ihn annehmen wollen , ersuche ich, auf --
zustehen.

Der Antrag ist abgelehnt.
2 ) ist beantragt vom Ausschuß:

„Die im Entwürfe enthaltene Bestimmung des Maximi
ist zu streichen . "

Die Herren , die dielen Antrag des Ausschusses anneh¬
men wollen , bitte ich , aufzustehen.

Der Antrag ist abgelehnt.
Nun würde ich den Antrag des Abg . Mölling  zur

Abstimmung bringen , welcher lautet:
„Innerhalb der bestimmten Grenzen wird die Höhe
des GehaltS durch Beschluß der Gemeindeversammlung
ftstgestellt . "

Die Herren , die diesen Minderheitsantrag des Abg.
Mölling  annehmen wollen , ersuche ich , aufzustehen.

Der Antrag ist abgclehnt.
Dann heißt es 3 ) :

„Ueber die Höhe des Gehalts beschließt der Gemrinde-
rath unter Zustimmung des Kreisamtmanns sund deS
Kreisraths ) . Will der Kreisamtmann sund Kreisrath)
eine andere Summe festgesetzt haben , als der Gcmein¬
derath , und ist zwischen beiden keine Verständigung
zu erzielen , so entscheidet daS Staatsministerium,
ohne aber die höchste von den beiden in Antrag ge¬
brachten Summen zu überschreiten . "

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich , aufzustehrn.

Der Antrag ist angenommen.
Dann soll 4 ) nach dem Ausschußantrage vor den

Worten:

„ihm zu vcrgütenden -Geschästskosten " das Won „ etwa"
eingeschaltet werden.

Die Herren , die diesen Ankrag annehmen wollen , ersuche
ich , aufzustehrn.

Angenommen.
Ich bringe jetzt den ganzen Art . 11 . nach diesen gefaßten

Beschlüssen zur Abstimmung . Ich bitte die Herren , die den
Artikel im Ganzen annehmen wollen , aufzustehen.

Abg . Mölling : Zch bitte ums Wort . — Zst schon
über die 150 Thlr . abgestimmt?

(Mehrere Stimmen : Ist abgelehnt .)
Präsident : ES ist bei dem Entwurf geblieben, — die

Minderheit will es bloö beim Entwürfe lassen . — Also eS
wird jetzt abgestimmt über den Artikel im Ganzen wie er
nach dieser Berathung sich herausgcstellt hat , und bitte ich
die Herren , die ihn annehmen wollen , aufzustehen.

Angenommen.
Der Art . 42 . lautet:
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„In Betreff der Besorgung aller dem Bürgermeister zu-

gewirsei en Geschäfte soll , soweü erforderlich , genauere Dienst¬

anweisung vom Skaalsmimstenum crtheilt werden . "
Berichters ) . Niebour ll . verliest von den Worten : „ Zu

§ . 42 " bis „ überlassen werden konnte . "
Präsident : Wenn sich Niemand zum Worte hierüber

meldet , so schließe ich die Bcrathung und bringe den Antrag

zu -- Abstimmung . Der : Ausschuß beantragt also:
„den Artikel zu streichen ."

Die Herren , die diese Streichung wollen , bitte ich , auf-

zustehen . ,
Angenommen.
Wir kommen jetzt zu einem neuen Abschnitt . II . Thcil.

Don den Staatsbehörden . II . Die Verwaltungsbehörden.

1) DaS KreiZamt.
Berichters ) . Niebour II . (verliest ) :

„k . Eintheilung des Herzogthums in KreiSämter und

deren Einrichtung " bis zu den Worten : „ im Einzelnen das

Folgende " . Seite 21 des Berichts.
Präsident : Ich stelle zunächst diese Differenz zwischen

der Ansicht der Mehrheit und Minderheit zur Diskussion und

wird sich die Versammlung bei der Abstimmung über den

Minderheitsantrag zwischen der Mehrheit und Minderheit ent¬

scheiden können . — Da Niemand sich zum Worte meldet , so

schlich - ich die Berathung hierüber und bringe den Antrag
der Minderheit zur Abstimmung . Der Antrag lautet.

Der Landtag beschließe:
5, 1 ) die von der Mehrheit des Ausschusses beantragte Un¬

terscheidung zwischen einem Krcisvvrstande und einem
KreiSrathe nicht anzunehmen , vielmehr alle für den

Kreisvorftand ausgesonderten Obliegenheiten und Be¬

fugnisse dem KreiSrathe zu übertragen;

2 ) der KreiSrath besteht aus 12 bis 20 Kreisabgeord-
neten ."

Die Herren , die diesen Antrag der Minderheit annehmen

wollen , bitte ich , auszustehen.
Der Antrag ist abgclehnt gegen 4 Stimmen.
Der Art . 68 . lautet:

„Das Herzogthum wird in Verwaltungsbezirke (Kreise,

KreiSämter ) eingetheilt , deren nicht weniger als 7 und nicht

mehr als 10 bestehen sollen.
Die Bildung der Bezirke erfolgt im Verordnungswege . "

Berichters ) . Niebour II . verliest von dzg Worten : „ Der

Art . 68 . dürste " bis „ ihm dicS stets unbenommen ."

Präsident : Ich stelle diesen Artikel zur Diskussion . —

Da sich Niemand zum Worte meldet , so schließe ich die Be¬

rathung und bringe den Antrag deS Ausschusses zur Abstim¬

mung . Der Antrag lautet:
„Der Art . 68 . dürste zunächst, , wie folgt , zz> fassen

sein : das Herzogthum zerfällt in /Verwaltungsbezirks

(Kreise , KreiSämter ) , welche durch die Kreisgerneinden

(Art . 3 .) gebildet werden . Es sollen nicht weniger
als 7 und nicht mehr als . .10 KreiSgeyieindkN , bezief

hungSweise Verwaltungsbezirke , bestehen . Die Bil¬

dung derselben bleibt der Provinzialgesetzgebung Vor¬
behalten ."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte

ich , aufzustchen.
Angenommen.

Es ist jetzt vom Ausschuß ein Art . 68s . beantragt.
Berichters ) . Niebour II . verliest von den Worten : „ AlS

Art . 68 a . " bis „ der Krcisordnung Vorbehalten ."

Präsident : Ich stelle diesen Artikel zur Diskussion und

da sich Niemand zum Worte meldet , so schließe ich die Be¬

rathung und bringe den Arrikcl zur Abstimmung . Der Ar-
ttkcl 68 a. lautet:

„Die Kreisgemeinde ( der KreiSbezirk ) wird durch einen

Kreisrath vertreten und durch das KrciSamt ( den

Kreisamtmann ) unter gesetzlich zu bestimmender Mit¬
wirkung des Krcisvorstandes verwaltet.

Die näheren Bestimmungen , so weit sie nicht in

diesem Gesetze enthalten sind , namentlich über die

Wahl des Krcisrathes und des Krcisvorstandes , blei¬

ben der Kreisordnung Vorbehalten . "

Die Herren , die diesen Artikel so annehmen wollen , bitte

ich , aufzustchen.
Angenommen.
Der Art . 69 . lautet:

„Das KrciSamt , welches unmittelbar dem Staatsministe-

rium untergeordnet ist , wird besetzt:
1) mit einem Kreisamtmann,
2 ) mit einem Kreissekrctar , als Hülfsbeamtcn und Ver¬

treter in Behindcrungsfällcn des Kreisamtmanns,

3) mit einem Registrator , der zugleich die Rcvistons - und

Kanzleigeschäftc besorgt , auch zur Protokollführung
verwandt werden kann,

4) mit einem KreiSboten ."
Berichters ) . Niebour II . verliest:

,„3u Art . 69 " bis „ anzustellen ."
Präsident : Sofern sich Niemand hierüber zum Wort

meldet , schließe , ich die Berathung und bringe die Ausschuß-

anträgc in der Reihenfolge , wie sie stehen , zur Abstimmung.

Der erste Antrag geht dahin:
"Den Absatz unter Ziffer 3 des Entwurfs zu streichen ."

Die Herren , die die Streichung wollen , bitte ich aufzu¬

stehen.
Angenommen.

„2 ) Der Landtag beschließt zu Protokoll:
Die Staatsregierung wird ermächtigt , bei denjenigen

Kreisämtern , bei welchen sich nach der Ausführung

der neuen Organisation das Bedürsniß eines eigenen

Beamten zur Wahrnehmung her Registratur - , Re-

visions - und Kanzlcigeschäfle ^ so wie der Protokoll¬
führung Herausstellen sollte , " einen solchen Beamten

anzustellen .«

Die Herren , die dies beschließen wollen , bitte ich aüfzu-

stehen.
Angenommen.
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Die Herren , die den Artikel mit der beschlossenen Ab¬

änderung annehmen wollen , bitte ich, sich zu erheben.
Angenommen . ' ' - -
Ucber den Art . 70 wird später berichtet . Artikel 71'

lautet : ^
„DaS D 'enstgeschäflö -Lokal wird auf Kosten der Staats¬

kasse zur Verfügung gestellt . '
' Wo eine Diestwohnung ' vorhanden ist, hat der Km 'samt-

mann dieselbe nach einem bestimistlen Micthprcise und unter
den sonstigen Bedingungen anzunehmcn ."

Berichterst . Niebour II . (verliest ) :
„Zu Art . 71 .» bis »Mittheilungen zu machen . "
Präsident : Ich bringe diesen Antrag unter Annahme

deS Schlusses zur Abstimmung . Der erste Antrag geht also
dahin , .statt deS Wortes -, „ bestimmten " , die Worte „ billig zu
bestimmenden " zu setzen.

Die Herren , die für diesen Antrag sind , bitte ich aufzu-
stehen.

Angenommen.
Dann ist beantragt , die Großherzogliche StaalSrcgierung

zu ersuchen:
„dieselbe wolle in Erwägung ziehen , ob nicht die dem
Staate gehörigen Dienstwohnungen bei sich darbieten-
der günstiger Gelegenheit zu verkaufen und den Beam¬
ten die Sorge für ihre Wohnung selbst zu überlas¬
sen sei,
und demnächst dem Landtage in dieser Beziehung wei¬
tere Mittheilungen machen .«

Die Herren , die dies beschließen wollen , bitte ich aufzu¬
stehen.

Angenommen.
Die Herren , die jetzt den Art . 71 . mit dem beschlossenen

Amendement annehmen wollen , bitte ich auszustehen.
Angenommen.
Art . 72 lautet:

„Dem Kreisamtmann soll die ihm obliegende Bestreitung
der Geschäftskosten mit 5 — UM «st jährlich vergütet werden.
Dafür ist derselbe verpflichtet , zwei Dienstpferdc zu halten,
hie erforderlichen Privatschreiber anzunehmcn , die nöthigcn
Schreibmaterialien anzuschaffen und für Heitzung und Be¬
leuchtung der Geschäftslokalb zu sorgen.

Transportkosten für Reisen in Dienstangelegenheiten in¬
nerhalb deS Kreisel werden nicht besonders vergütet.

Berichterst . Niebour II . (verliest ) :
„Zu Art . 72 . « bis „ einzuschalt ^n ."
Präsident : Unter Annahme dcö Schluffes bringe ich

diese Anträge zur Abstimmung . ES ist beantragt , die Ver¬
gütung der Geschäftskosten auf 4 — 500 Lhlr . zu ermäßigen.

Die Herren , die den Antrag annehmell wollen , bitte ich
auszustehen.

Angenommen.
Dann , daß hinter den Worten : „ des Kreises » die Worte:

„und Kopialien " und hinter dem Worte : „ werden " daS
Wort : „ ihm " einzüschaltcn sein . ' ^

Die Herren , die diese Abänderung annehmen wollen , er¬
suche ich, aufzustehen.

Angenommen.
Ich bringe den Art . mit dieser Abänderung zur Abstim¬

mung und bitte die Herren , die ihn so annehmen wollen,
aufzustehen:

Angenommen.
Arr . 73 lautet:

Bei Dienstreisen , auch innerhalb deb KreiseS erhalten die
im Artikel 69 . unter Ziffer 1 . und 2. 'genannten Beamten
an Tagegeldern 1 -st , und für das Nachtquartier die Hälfte
überher : der Beamte unter Ziffer 3 . zwei Drittel dieser
Sätze.

' Berichterst . Niebour II . ( verliest ) :
„Zu Art . 73 ." bis „ cinzuschalten " .

Präsident : Ich bringe diesen Antrag de§ Ausschusses,
unter Annahme deS Schlusses , zur Abstimmung . Der Aus¬
schuß beantragt die Worte : „ und für das Nachtquartier"
bis zu Ende zu streichen .und statt dessen die Worte : „ jedoch
nur dann , wenn der Ort , wohin die Reise gemacht ist, we¬
nigstens 2 Meilen vom Orte des Kreisamts entfernt ist " , ein¬
zuschalten.

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , ersuche
ich auszustehen.

Angenommen.
Die Herren , die den Art . mir dieser Abänderung anneh¬

men wollen , ersuche ich auszustehen.
Ebenfalls angenommen.
Art . 74.

„Alle zum Wirkungskreis der SlaakSgcwalr gehörende
in einem Kreise vorkommende Verwaltungsgeschäfte, ' welche
anderen Behörden nicht übertragen worden sind , werden von
dem Kreisamte entweder selbstständig ober nach Anw -iwng
dcö StaatsministeriumS wahrgenommcn.

Demnach vereinigt das Kreisamt für den ihm angewie¬
senen Bezirk in sich den Wirkungskreis der bisherigen Ver-
waltungs - Aemter , sowie der bisherigen oberen Verwaltungs-
brhördcn , sofern nicht die Verwaikungsgegenstände

1) als örtlicher Natt » zur Zuständigkeit der Gemeinde-
Vorstände gehören ; oder

2 ) als technischer oder wegen der sonst eigcnthümlichen Na¬
tur ihres Gegenstandes besonderen Behörden oder Be¬
amten zugewiesen sind , oder

3 ) als zentraler Natur oder kraft besonderer Bestimmung
in den Bereich des Staatsministcriums fallen ."

Berichterst . Niebour II . (verliest ) :
„Zum Art . 74 ." bis „ zugewicsen sind . "

Präsident : Ich bringe unter Annahme deS Schlusses
diesen Antrag deS Ausschusses zur Abstimmung ! Er bean¬
tragt unter ' Ziffer 1. statt : „ Gemeindevorstände " „ Gemein¬
debehörden " zu setzen.

Die Herren , die dieses wollen , bitte ich sich zu erheben.
Angenommen.
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Di « Herren , die den Art . mit dieser Abänderung an¬
nehmen wollen , bitte ich aufzustehen.

Angenommen.
An . 75 . lautet:

„Die näheren Bestimmungen über die im vorstehenden
Artikel im Allgemeinen festgestellte Zuständigkeit deS KreiS-
amts , sowie die erforderliche Erläuterung der in den nachfol¬
genden Artikeln Liescrhalb gegebenen besonderen Vorschriften,
werden durch eine im VerordnungSwcge zu erlassende Dienst¬
anweisung getroffen.

Berichterst . Niebour ll . (verliest) :
„Den Art . 75 ." bis „ erledigt werden kann ."
Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.

Der Ausschuß beantragt also Art . 75 . zu streichen.
Die Herren , die diese Streichung wollen , bitte ich , sich

zu erheben . —
Angenommen.
Art . 76 . ist vom Ausschüsse zur Annahme empfohlen.
Die Herren , di - diesen Antrag annehmen wollen , bitte

ich, sich zu erheben.
Angenommen.
Art . 77 . ist ebenfalls zur Annahme empfohlen.
Die Herren , die ihn annehmen wollen , bitte ich aufzu¬

stehen.
Angenommen.
Art . 78 . ist ebenfalls zur Annahme empfohlen.
Die Herren , die ihn annehmen wollen , bitte ich aufzu-

stehen.
Angenommen.
Art . 79 . lautet:

„Das Kreisamt als Polizeibehörde ist befugt , seine gegen
bestimmte Personen gerichteten Anordnungen und Befehle,
nach vvrgänziger Androhung , mittelst Geldstrafen von 1 bis
25 Thlr ., oder mittelst sonst geeigneter Zwangsmittel durchzu¬
setzen und aufrecht zu erhalten , auch dasjenige , was in Aus¬
übung dieser Bcfugniß geboten worden , auf Kosten deS Un¬
gehorsamen zur Ausführung zu bringen ."

Berichterst . Niebour II . ( verliest ) :
„Zu Art . 79 ." biS „Anwendung findet ."
Präsident : Ich dringe diesen Antrag , da sich Niemand

zum Worte meldet , unter Annahme des Schlusses zur Ab¬
stimmung . Der Ausschuß beantragt den Zusatz:

„selbstredend vorbehältlich der gesetzlichen Bestimmun¬
gen über den RecurS in Verwaltungssachen und vor¬
behältlich der Bestimmung des Art . 110 . des StaatS-

grundgcsetzeS , weicher auch hier Anwendung findet ."
Die Herren , die diesen Zusatz wollen , bitte ich, aufzu-

stehen.
Angenommen.
Die Herren , die den Artikel mit diesem Zusatze annehmen

wollen , bitte ich, sich zu erheben.
Angenommen.
Art . 80 . ist zur Annahme empfohlen . Die Herren , die

den Art . 89 . annehmen wollen , bitte ich, aufzustehen.

Angenommen.
Art . 81 . lautet:

„Dem KreiSamtmann gebührt die alleinige Entscheidung
in allen Angrlegenheiten der Kreisverwaltung , soweit nicht
die Mitwirkung von Kreis - Abgeordneten Vorbehalten ist
(Art . 101 . flg .)"

Berichterst . Niebour II . (verliest ) : . Der Art . 81 .»
bis „ Kreisraths Vorbehalten ist".

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.
Der Antrag geht dahin , den Artikel in folgender Fassung
anzunehmen:

„dem Kreisamtmann gebührt die alleinige Entscheidung
in allen zum Geschäftskreise deS KreiSamts gehörigen
Angelegenheiten , so weit nicht die Mitwirkung des
Kreisvorstandes oder deS Kreisraths Vorbehalten ist."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich, aufzustehen.

Angenommen.
Wir kommen jetzt zu einem neuen Abschnitt.

„0 . Dienstliche Stellung und Wirkungskreis deS KreisamtS
im Besondern ."

Berichterst . Niebour II . ( verliest ) :
„6 . Dienstliche Stellung und Wirkungskreis deS KreisamtS

«m Besonder » .
Unter dieser Ueberschrist sind ähnlich , wi früher bei dem

Bürgermeister , die einzelnen Befugnisse deö Kreisamts aufge¬
zählt . Da es sich auch hier nur um die Vertheilung der
gesetzlich schon bestehenden Verwaltungsbesugnisse des Staats,
an den einzelnen Behörden , nicht aber um die Schaffung
neuer Befugnisse handelt , so geht der Ausschuß auch hier
wieder davon aus,

daß durch die in den Art . 74 . bis 100 . enthaltenen
in's Einzelne gehenden Bestimmungen dem KreiSamte
in keiner Weise weitere oder andere Befugnisse haben
zugestanden werden sollen und können , alS nach den
bestehenden Gesetzen den Polizei - und Verwaltungs¬
behörden überall beigelegk sind, daß also das Kreisamt
alle ihm einzeln zugelegten Befugnisse nur in den
Grenzen und nach Maßgabe der bestehenden Gesetze
ausüben könne und dürfe,

und beantrage daher:
der Landtag wolle sich hiermit einverstanden erklären
und die Staatsrcgierung ersuchen , auch ihr Einver-
ständniß zu erkennen zu geben ."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag des Ausschusses
zur Abstimmung . Der Ausschuß beantragt:

„der Landtag wolle sich hiermit einverstanden erklären
und die Staatsregierung ersuchen , auch ihr Einver-
ständniß zu erkennen zu geben ."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich, aufzustehen.

Angenommen.
Der Art . 82 . ist zur Annahme empfohlen . — Die Her¬

ren, die ihn annehmen wollen , bitte ich, aufzustehen.
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Angenommen.
Art . 83 . ist ebenfalls zur Annahme empfohlen . — Die

Herren , die ihn annehmen wollen , bitte ich, sich zu erheben.
Angenommen.
Art . 84 . lautet:

„Von dem Kreisamte wird zunächst das Oberaufsichts¬
recht des Staats über die Verwaltung der Gemeinde - Ange-
egenheiten auSgeübt.

Dasselbe erstreckt sich darauf , daß von den Gemeinden
und ihren Organen Ueberschreitungen ihrer Befugnisse zum
Nachtheile des Staats oder zur Beeinträchtigung der staats¬
bürgerlichen oder Privatrechte Einzelner nicht vorgenommen,
daß rücksichtlich der Vermattung der Gemeindeangelegenheiten,
insbesondere des Gemeindevermögens und der Orts - Polizei
die Gesetze gehörig befolgt und von den Gemeinden die ihnen
obliegenden öffentlichen Verpflichtungen erfüllt werden ."

Berichterst . Ntebour II . (verliest) : „ Die Ansichten
über" bis „ unverändert anzunchmen ".

Präsident : Wenn sich Niemand zum Worte meldet , so
schließe ich die Berathung und bringe den Antrag zur Ab¬
stimmung . Zunächst die ersten Anträge des Ausschusses und
dann auch die beiden andern in der Reihenfolge , in welcher
sie gestellt sind , da der zweite Antrag weiter geht als der
dritte . Erstens beantragt der Ausschuß:

„hinter dem Absatz 1. die Worte : „unbeschadet deS
Art . 64 . des Staatsgrundgesetzes " einzuschalten.

Die Herren , die dieses wollen , bitte ich, aufzustehen.
Angenommen.
Dann beantragt die Minderheit zweitens:

„hinter den Worten „Organen " daö Wort „gesetz¬
widrige ", und eben so hinter den Worten „ die ihnen"
die Worte „ nach den Gesetzen " cinzuschalten und die
Worte „ zum Nachtheil des Staats oder zur Beein¬
trächtigung der staatsbürgerlichen oder Privatrechte
Einzelner « zu streichen."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich, aufzustchen.

Der Antrag ist abgelehnt.
Ich bringe jetzt den Mehrheitsantrag zur Abstimmung;

er lautet:

„die Worte «oder zur Beeinträchtigung der staats¬
bürgerlichen oder Privatrechte Einzelner « zu streichen
und den Absatz 2 . im klebrigen unverändert anzu¬
nehmen ".

Die Herren , die diesen Antrag der Mehrheit annehmen
wollen , bitte ich, aufzustehen.

Der Antrag ist angenommen.
Ich bringe jetzt den Art . 84 . im Ganzen zur Abstim¬

mung und bitti die Herren , die ihn annehmen wollen , auf-
zustehen.

Angenommen.
Art . 85 . lautet:

„Um sich die Ueberzeugung zu verschaffen , daß die Ver¬
waltung der Gemeindcangelegcnheihen den Gesetzen gemäß

4V.

gehandhabt , der Haushalt ordnungsmäßig geführt , und die
Obliegenheiten der Gemeinde überall erfüllt werden , ist daS
Kreisamt berechtigt und verpflichtet , Nachweisungen über den
Haushalt der Gemeinden , namentlich über die Einhaltung
der Schuldentilgungs -Pläne und der Voranschläge , über die
Geschäftsführung der Gcmeindcvorstände und Gemcinderäthc»
so wie über die Erfüllung der Gcmeindeobliegenheiten , z. B.
in Bezug auf die Armenvmorgung , zu verlangen.

Es ist ihm deshalb gestaltet , Akten , Voranschläge , Rech¬
nungen und Protokollbücher cinzufordern , oder an Ort und
Stelle cinzusehen , und vorgekommene Gesetzwidrigkeiten und
Vernachlässigungen in Erörterung zu ziehen und nach Um¬
ständen abzustellen ."

Berichterst . Niebour H - verliest von den Worten : „ zu
Art . 85 ." bis „ gesetzliche Befugniß hat ".

Präsident : Ich bringe diesen Antrag des Ausschusses
unter Annahme des Schlusses zur Abstimmung . Der Antrag
geht dahin , den Artikel so zu fassen:

„Zum Zweck der Ausübung des OberaufsichtsrcchtS
(Art . 84 ) ist es dem KreiSamtmann gestaltet , Akten
Voranschläge , Rechnungen und Protokvllbücher einzu¬
fordern oder an Ort und Stelle einzusehen und vor-
gekommcne Gesetzwidrigkeiten in Erörterung zu ziehen
und nach Umständen abzustcllen ."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich , sich zu erheben.

Angenommen.
Art . 86 . lautet:

„Das KrciSamt ist diejenige Behörde , welche über alle
Beschwerden und Berufungen in eigentlichen Gemeindeangelc-
gcnheiten , mögen sie gegen einzelne Gemcindcbeamte oder ge¬
gen Beschlüsse der Gemeindebehörden von Seiten der Bethei¬
ligten erhoben werden , die nächste Entscheidung zu ertheile»
hat .«

Berichterst . Niebour II . verliest nun die Worte zu
Artikel 86 . bis : „ cinzuschalten sein."

Präsident : Ich bringe diese Anträge zur Abstimmung.
Also es ist 1. beantragt die Worte:

„soweit solche gesetzlich zulässig sind ",
hinter die Worte:

„erhoben werden"
einzuschalten . Die Herren , die das wollen , bitte ich aufzu¬
stehen.

Angenommen.
Dann ist ferner als Zusatz beantragt:

„Das Kreisamt übt die allgemeine Dienstaussicht und
die Disziplinargewalt über die Gemeindebeamten auS .«

Die Herren , die den Zusatz wollen , bitte ich , sich zu
erheben.

Angenommen.
Ich bringe jetzt den Artikel mit diesen Abänderungen zur

Abstimmung , und bitte die Herren , welche ihn annehmea
wollen , aufzustchen.

Angenommen.
120
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Art . 87 . lautet:
„Die in einem Kreise befindlichen öffentlichen und Privat»

Unterrichts - und Erziehungsanstalten , soweit sie nicht all¬
gemeine Landesanstaltcn sind , unterliegen der Aufsicht deS
Kreisamts . ES führt namentlich die Aussicht darüber , daß
die Gemeinden ihrer Verbindlichkeit zur Bestreitung der Ko¬
sten des BolkSschulunterrichts , sowohl in Beziehung auf
die Gehalte der Lehrer , als auf die Herstellung und Unter¬
haltung der Schulgebäude und anderer Schulbcdürsniffe
Nachkommen .«

B . richterst. Niebour II . (verliest) :
„Der Art . 87 « bis : „vorbehalten . «

Präsident : Zch bringe diesen Antrag zur Abstimmung.
Der Ausschuß beantragt also anstatt deS zu streichenden Ar¬
tikels 87 folgende allgemeine Bestimmung zu setzen:

„Zu dem Wirkungskreise deS Krciöamts gehören auch
die in dem Kreise befindlichen Unterrichts - und Erzie¬
hungsanstalten , so weit sie nicht allgemein Landes¬
anstalten sind ( Art . 84 . und 86 . des Staalsgrundge-
setzes) .

Das Nähere bleibt der Schulordnung vorbehalten .«
Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte

ich aufzustehen.
Angenommen.
Art . 88 . lautet:

„Für die Beaufsichtigung des Unterrichts - und Crzic-
hungswesenS (Art . 87 .) und der Vollziehung der dahin gehö¬
rigen Gesetze und Verordnungen soll in jedem Kreise ein
Schulmspektor ernannt und dem KreiSamte zugcordnet werden.

Ein Schulinspektor kann nur aus der Zahl der Geistli¬
chen oder der Schulmänner genommen werden.

RücksichtÜch des Verhältnisses des Schulinspcktors zum
KreiSamte , insbesondere hinsichtlich der Art ihrer beiderseitigen
Wirksamkeit wird die zu erlassende Schulordnung das Erfor¬
derliche enthalten .«

Bcrichterst . Niebour ll . ( verliest ) :
„Aris demselben Grunde beantragt dann der Ausschuß
ferner , den Art . 88 . zu streichen."

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.
Die Herren , die für die Streichung stimmen , bitte ich auf¬
zustehen.

Angenommen.
Art . 89 . lautet:

„Die in einem Kreise befindlichen Landes -Schulanstalten,
sowie sonstige allgemeine Landesanstalken , als : das Peter-
Friedrich - Ludwigs -Hospital , die Irrenanstalt , die Straf - und
Besserungs - Hauser , unterliegen nur insoweit der Beaufsich¬
tigung des Kreisamts , als ihm solche durch Gesetz oder Ver¬
fügung des Großherzogs besonders übertragen wird ."

Berichtcrst . Niebour II . (verliest ) :
„Art . 89 ." bis „vorzugreifen ."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag der Minderheit
zur Abstimmung . Die Herren , welche wollen , daß die

Worte : „ Landrsschulanstalten so wie sonstige " zu streichen sind,
bitte ich sich zu erheben.

Der Antrag ist angenommen.
Die Herren , die den ganzen Artikel mit dieser Abände¬

rung annehmen wollen , bitte ich aufzustehen.
Angenommen.
Art . 90 . ist zur Annahme empfohlen . Die Herren , die

ihn annchmcn wollen , bitte ich sich zu erheben.
Angenommen.
Art . 91 . ist zur Annahme empfohlen . Ich bitte die Her¬

ren , die ihn annehmen wollen , aufzustehen.
Angenommen.
Art . 92 . ist ebenfalls zur Annahme empfohlen . Ich bitte

die Herren , die ihn annehmen wollen , sich zu erheben.
Angenommen.
Art . 93 . lautet:

„In feuerpolizeilicher Hinsicht har das Kreisamt die po¬
lizeiliche Untersuchung über die Entstehung deS Brandes zu
führen , wegen Aufnahme des Brandschadens daS Erforder¬
liche anzuordnen , überhaupt hinsichtlich der Ausführung der
Brandkasscnverordnung und der RegicrungSbekanntmachung
vom 7. Marz 1848 wegen Mobiliarversicherung dasjenige
wahrzunchmen , was bisher den Acmlcrn oblag , und nicht
schon im Art . 16 . den Bürgermeistern zugewiesen ist.

Abg . Niebour II . ( verliest ) :
„Zu tz. 93 ist" bis „ zu wachen ."

Präsident : Wenn Niemand zum Worte darüber sich
meldet , so schließe ich die Berathung und bringe den Antrag
zur Abstimmung . Zch kann die Anträge in derselben Reihen¬
folge zur Abstimmung bringen , wie sie stehen , nur mit dem
Unterschiede , baß der dritte Antrag der Minderheit Mölling
ein Amendement zum zweiten Antrag des Ausschusses ist, und
daß er alS Amendement zuvor zur Abstimmung zu bringen
ist. Es beantragt der Ausschuß 1. als Zusatz zum Art . 16 . :

„In feuerpolizeilicher Beziehung gehört zu den Oblie¬
genheiten deS Bürgcn .ielsterö die sofortige polizeiliche
Untersuchung über die Entstehung des Brandes unter
Kontrole des Kreisamts , welchem unverzüglich Bericht
zu erstatten ist."

Die Herren , die diesen Antrag annchmcn wollen , bitte
ich aufzustchen.

Angenommen.
Dann hat die Minderheit Mölling  beantragt , daß im

2 . Antrag des Ausschusses der Art . 93 . dahin zu ändern:
-Zn feuerpolizeilicher Hinsicht hat daS Kreisamt die
durch den Bürgermeister zu führende polizeiliche Unter¬
suchung über die Entstehung des Brandes zu beauf¬
sichtigen , und wo cS ihm nöthig scheint , selbst zu
führen " ,

die Worte:

„und wo es ihm nöthig scheint , selbst zu
führen " ,

gestrichen werden . Die Herren , die für diese Streichung sind,
bitte ich aufzustchen.



747

Ter Antrag ist abgelehnt.
Zch bringe also den eben verlesenen Antrag deS Aus¬

schusses:
„Zn feuerpolizeilicher Hinsicht" u. s. w.

zM Abstimmung. Die Herren, die ihn annchmen wollen,
bitte ich aufzustehen.

Angenommen.
Der Ausschuß beantragt ferner zu tz. 16. alS Zusatz die

Bestimmung:
„Zn feuerpolizeilicher Beziehung gehört zu den Oblie¬
genheiten des Bürgermeisters die vorschriftsmäßige
Aufnahme des Brandschadens."

Die Herren, die Liesen Antrag anncbmen wollen, bitte
ich aufzusiehen.

Angenommen.
Dann ist im Art. 93. statt der Worte:

„wegen Ausnahme des Brandschadens das Erforder-
derliche anzuordncn" ,

zu setzen:
„über die vorschriftsmäßigeAufnahme deS Branbscha-
dens zu wachen."

Die Herren, die diesen Antrag annehmen wollen, bitte
ich aufzustehen.

Angenommen.
Ich bringe jetzt wohl zunächst mit dieser Abänderung

noch den Art. 16. im Ganzen zur Abstimmung und bitte die
Herren, die den Art. 16. mit diesem beschlossenen Zusatz an¬
nehmen wollen, aufzustehen.

Angenommen.
Die Herren, die den Art. 93. mit daneben beschlossenen

Abänderungen annehmen wollen, bitte ich aufzustehen.
Angenommen.
Art. 91. lautet:
„Hinsichtlich der Handhabung der Medizinal-Polizei hat

daS Kreisamt mit dem zuständigen Medizinal- Beamten des
Kreises sich in Beziehung zu setzen, und darauf zu achten,
daß die Heilkunde nur von angestellten oder konzessionirten
Aerzten und Thierärztcn ausgeübt, Arzneimittel nur in kon-
zessionirlen Apotheken verkauft, letztere der vorgeschriebenen
Visitation unterworfen, die erforderliche Anzahl geprüfter
Hebammen angcstellt, die Vorschriften über das Zmpfwesen
befolgt werden.

Wenn in dem Kreise epidemische Krankheiten oder an¬
steckende Seuchen ausbrechen oder zu befürchten sind, hat das
KreiSamt nach den Anträgen der Medizinalbeamten die nöthi-
gen polizeilichen Vorkehrungen zu treffen, auch sofort der Vor¬
gesetzten Behörde Anzeige zu machen."

Berichterst. Niebonr H. (verliest) :
„Zu Art. 91:" bis „zur Annahme empfohlen".

Präsident : Zch bringe die Anträge zur Abstimmung.
ES ist also 1) beantragt:

»Im Art. 94. statt der Worte — „Arzneimittel nur
in konzessionirten Apotheken verkauft, letztem" — die
Worte „die Apotheken" zu setzen, und 2) im Art.23.

hinter Absatz3 die Worte: „die Aufsicht darüber, daß
Arzneimittel nur in konzessionirten Apotheken verkauft
werden", einzuschalten."

Die Herren, die diesen Antrag annchmen wollen, bitte
ich, aufzustehen.

Angenommen.
Zch bringe jetzt Art. 23. mit dieser Abänderung zur Ab-

stimmung und büke die Herren, die ihn annchmen wollen,
aufzustehen.

Angenommen.
Zch bringe jetzt Art. 91. mit diesen beschlossenen Abän¬

derungen zur Abstimmung und bitte ebenfalls die Herren, die
ihn annchmen wollen, aufzustrhen.

Angenommen.
Art. 95. lautet:
„Die Wirksamkeit der bisherigen Aemter in Betreff der

landwirrhschaftlichen Polizei, insbesondere in Beziehung auf
Marken, Gemeinheiten, Köhrung der Hengste und Stuten
u. s. w. geht auf das KreiSamt über."

Berichterst. Niebour II. (verliest) :
„Zu Art. 95." bis „übertragen ist".

Präsident : Ich bringe diesen Zusatz am Schluß:
„soweit solche nicht ausdrücklich dem Bürgermeister
übertragen ist",

zur Abstimmung und bitte die Herren, die ihn annehmen
wollen, aufzustehen.

Angenommen.
Die Herren, die den Artikel mit diesem Zusatze annchmen

wollen, bitte ich aufzustehen.
Angenommen.
Artikel 96. wird zur Annahme empfohlen; die Herren,

die ihn annehmen wollen, bitte ich, sich zu erheben.
Angenommen.
Art. 97. lautet:
„Der Wirkungskreis deS Kreisamts hinsichtlich des ge¬

lammten Wasserbauwesens umfaßt die darauf gerichtete Thä-
ligkeit der bisherigen Aemter.

Die Verhältnisse der Wasserbaugenvssenschaften werden
durch ein besonderes Gesetz geregelt."

Berichterst. Niebour II . (verliest):
„Zu Art. 97." bis „einzuschalten".

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.
Die Herren, die wollen, daß hinter dem Worte: „um¬

faßt" die Worte „bis weiter" eingeschaltet werden, bitte ich
aufzustehen.

Angenommen.
Die Herren, die den Artikel mit dieser Veränderung an-

nehmcn wollen,' bitte ich, sich zu erheben.
Angenommen.
Art. 98. lautet:
„DaS KreiSamt vollzieht oder überwacht die Vollziehung

aller auf das Gewerbewesen bezüglichen Gesetze und Verord¬
nungen, fördert die auf das Gedeihen der Gewerbe und deS
Handels gerichteten Unternehmungen und Anstalten.

120 *
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Hinsichtlich der Ertheilung von gewerblichen Konzessionen,
sowie überhaupt der gewerbpolizcilichen Befugnisse, vereinigt
das Kreisamt in seinem Wirkungskreise alle Zuständigkeiten
der bisherigen Aemter und der Regierung, soweit solche nicht
im Art. 137. Z. 10. ausdrücklich dem Ministerium des In¬
nern Vorbehalten sind."

Berichterst. Niebour II. (verliest) :
„Zu Art. 98." bis „einzuschalten".

Abg. Bargmann : Herr Präsident,  wir sind nicht
beschlußfähig.

Präsident : Wir wollen zählen.
Schristf. Janßen : Es sind 31 Mitglieder da.
Präsident : 31 ist die beschlußfähige Zahl. Ich bringe

diesen Antrag des Ausschusses zur Abstimmung.
Er lautet:
„Der Ausschuß beantragt deshalb:

1) dem Arc. 24. a. E. die Worte: „auch in den Fällen,
wo bisher nach der Handwerksverordnung die Aemter
zur Ercheilung der Konzessionen befugt waren, die
Konzession zu erthcilen, jedoch unter Mitwirkung deS
Gemcindcratbs, in welcher Beziehung die Gemeindc-
ordnung bas Nähere bestimmen wird;

2) im Art. 98. a. E. vor dem Worte „sind" die Worte
„oder im Art. 24. ausdrücklich dem Bürgermeister
übertragen" einzuschalten." ,

Die Herren, tue diesen Antrag annehmen wollen, bitte
ich aufzustehen.

Angenommen.
Ich habe noch die beiden Artikel im Ganzen zur Ab¬

stimmung zu bringen.
Die Herren, die den Art. 97. so annehmen wollen, bitte

ich aufzustehen.
Angenommen.
Die Herren, die den Art. 98. so annehmen wollen, bitte

ich aufzustehen.
Angenommen.
Art. 99. wird zur Annahme empfohlen.
Die Herren, die den Artikel annehmen wollen, bitte ich

aufzustehen.
Angenommen.
Art. 100. wird ebenfalls zur Annahme empfohlen, und

bitte ich die Herren, die den Artikel annehmen wollen, auf-
zustehen.

Angenommen.
Abg. Tappenbeck (eintretcnd für den Berichterstatter

Niebour  II ., verliest) :
„0 . Mitwirkung von Kreisabgeordneten" bis „über

> den Kreisrakh machen".
Präsident : Da hier kein Antrag gestellt ist, sondern

dies der Redaktion überlassen werden kann, können wir mit
der Bcrathung des Art. 101. beginnen.

Art. 101. lautet:
„Dem Kreisamt stehen3 bis 5Kreisabgeordnere(Kreis-

rath) zur Seite, welche nach näherer Bestimmung der Kreis¬

ordnung gewählt werden, und berufen sind, bei der Bcrathung
und Entscheidung bestimmter Gegenstände mitzuwirken. "

Abg. Tappenbeck (verliest) :
„Zm Einzelnen ist zu berichten" bis mitzuwirken".

Präsident : Ich bringe diesen Antrag, den Art. 101.
wie folgt zu fassen:

»Dem Kreisamte stehen4 bis6 KrciSabgeordnete(Kreis¬
vorstand) zur Seite , welche nebst den erforderlichen
Ersatzmännern nach näherer Bestimmung der Kreis¬
ordnung gewählt werden und berufen sind, die Kreis¬
gemeinde in ihren Angelegenheiten mit dem Kreisamt¬
mann nach Maßgabe der Beschlüsse des Krcisraths,
soweit dessen Mitwirkung gesetzlich erforderlich, zu ver¬
walten und bei der Bcrathung und Entscheidung an¬
derer bestimmter Gegegenständc mitzuwirkcn»,

zur Abstimmung und bitte die Herren, die diesen eben vorge-
lescnen Antrag annehmen wollen, sich zu erheben.

Der Antrag ist angenommen.
Abg. Tappenbeck (verliest) :

„Zu Art. 102." bis „sein würden".
Präsident : Es ist also beantragt — wenn Niemand

daS Wort nimmt, so bringe ich den Antrag zur Abstimmung:
„statt „Wegegelder" „Tagegelder" zu setzen."

Die Herren, die diesen Antrag annehmen wollen, bitte
ich, aufzustehen.

Angenommen.
Dann, den Absatz2 des Artikels zu streichen.
Diejenigen Herren, welche die Streichung annehmen

wollen, bitte ich, aufzustehen.
Angenommen.
Art. 103. lautet:
„Der KreiSrath tritt auf Einladung des Krcisamts und

unter dessen Vorsitze, in der Regel in jedem Monate, an
einem ein für allemal bestimmten Tage zusammen, kann in
dringenden Fällen aber auch außerordentlich von ihm berufen
werden.

Nur in dem Falle, wo über den Kreisamtmann beim
Staatsministerium Beschwerde zu führen beabsichtigt wird,
versammelt sich der Kreisrath ohne Berufung durch das
Kreisamt unter einem aus seiner Mitte gewählten Vorstände.
Dem Kreisamte wird von der beabsichtigtenVersammlung
einfach Anzeige gemacht.

Nach dem Ermessen des Krcisamts oder auf Antrag des
Kreisraths können auch technische Beamte für die betreffenden
Angelegenheitenzugezogen werden."

Abg. Tappenbeck (verliest) :
„Zu Art. 103." bis „zu Stande zu bringen."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.
Er geht dahin: „hinter Abs. 2 den Zusatz zu machen:

„Der Kreisamtmann muß den Kreisvorstand außeror¬
dentlich berufen, wenn wenigstens2 Mitglieder dessel¬
ben dieses verlangen."

Die Herren, die diesen Zusatz annehmen wollen, bitte
ich, au'zustehen.
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Angenommen.
Die Herren , die den Artikel nunmehr so annehmen wol¬

len , bitte ich, sich zu erheben.
Angenommen.
Art . 101 . lautet:

„Der KreiSrath gilt nur als vollständig versammelt,
wenn wenigstens der Kreisabgeordneten gegenwärtig sind.

Das Kreisamt hat dem Kreisrathe die an dessen Mit¬
wirkung gebundenen Gegenstände , nachdem dieselben von ihm
bis zur endlichen Berathung oder Entscheidung selbstständig
vorbereitet worden sind , vorzulegen.

Der den Vorsitz führende Beamte nimmt an der Ab¬
stimmung Theil , giebt bei Stimmengleichheit die entscheidende
Stimme , und handhabt die vom Staatsministerium zu erlas¬
sende Geschäftsordnung .«

Abg . Tappenbeck ( verliest ) : „ Zu §. 404 « bis em¬
pfohlen ."

Präsident : Ich bringe diese Anträge zur Abstimmung.
ES ist zunächst beantragt , statt der Worte:

„wenn wenigstens zwei Drittel der Kreisabgeordneten
gegenwärtig sind " die Worte : „ wenn wenigstens vier
Kreisabgcordnete gegenwärtig sind « ,

zu setzen.
Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte

ich , sich zu erheben.
Angenommen.
Dann ist beantragt , den zweiten Absatz zu streichen.
Die Herren , die diese Streichung genehmigen wollen,

bitte ich , sich zu erheben.
Angenommen.
Ich lasse jetzt über den ganzen Art . abstimmen . ,
Die Herren , die den Art . so annchmen wollen , bitte

ich , auszustehen.
Angenommen.

Wir kommen jetzt zu Art . 105 . Ich möchte anheim ge¬
ben , ob wir nicht hier die Diskussion nach den einzelnen
Ziffern trennen sollen , weil sonst vielleicht die Diskussion und
Abstimmung confundirt werden möchten.

Der Art . 105 lautet:
„Die Krcisabzeordneten haben eine entscheidende

Stimme:

1) in allen Angelegenheiten der Kreisgemeinde (Art . 6 ) ,
insbesondere bei der Verwaltung aller aus Kosten des
Kreises errichteten gemeinnützigen Anstalten , z. B . hö¬
heren Bürgerschulen , Arbeits - , Kranken - und Armen¬
häusern;

2 ) in allen denjenigen Fällen , wo nach näherer Bestim¬
mung der zu erlassenden Gemeindeordnung die Beschlüsse
der Gemeindebehörden einer Bestätigung des Krcisamts
bedürfen;

3) bei zwischen mehreren Gemeinden entstandenen Streitig¬
keiten in Wcgcangclegenhciten;

4) bei allen Beschwerden und Berufungen in eigentlichen

Gemcindeangelegenhciten , insbesondere bei Streitigkeiten
über die Gemeinde - Angehörigkeit;

5 ) bei Entscheidung der Fragen:
ob eine Gemeinde eine von ihr abgelehnte Aus¬

gabe im öffentlichen Interesse zu machen verpflichtet,
und

ob eine von der Gemeinde beschlossene Ausgabe
als ungesetzlich oder doch als unzulässig zu beanstan¬
den sei;

6) in Fällen , wo cs um die Wiederaufhebung einer von
der Gemeinde getroffenen ortSpolizeilichen Anordnung
(Art . 34 ) , oder um die Erlassung von polizeilichen
Anordnungen für den Kreis oder einzelne Orte desselben
(Art . 80 ) sich handelt;

7) in denjenigen Fallen , wo Beschlüsse des Gemeinde-
rakhs durch den Bürgermeister beanstandet und an daS
KreiSamt zur Entscheidung gebracht werden (Art 37 ) ;

8) in denjenigen Fallen , wo eine nachgcsuchte Gemerbs-
konzession lediglich aus dem Grunde verweigert wer¬
den soll , weil eine Gewerbsübersetzung oder ein nach-
theiliges Eingreifen in den Nahrungsstand anderer
Gcwerbtrcibcnden befürchtet wird , vorausgesetzt jedoch,
daß eine solche Rücksichtnahme bei der ZulassungSfragc
gesetzlich oder herkömmlich statthast ist;

.9 ) in denjenigen Sachen , die durch Gesetz oder Verord¬
nung oder in einzelnen Fällen durch Ministerialver-
fügung der Mitrntschcidung der Kreisabgcordneten un¬
terstellt werden . "

Abg . Tappenbeck (verliest ) : „ Der Sinn der Worte"
bis Behörde ."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zunächst zur Ab¬
stimmung.

Die Herren , die diese Fassung im Eingänge des Art.
annchmen wollen:

»Die Mitglieder des Äreisvorstandes bilden mit dem
Kreisamimann eine nach Stimmenmehrheit entschei¬
dende Behörde " ,

bitte ich , aufzustehen.
Angenommen.

1) heißt es weiter im Art . 105:
„Zn allen Angelegenheiten der Kreisgemcindc (Art . 6) ,
insbesondere bei der Verwaltung aller auf Kosten des
Kreises errichteten gemeinnützigen Anstalten , z. B - bö-
hcrcn Bürgerschulen , ArbeitS -, Kranken - und Armen¬
häusern . "

Abg . Tappenbeck (verliest ) :
„Zu 1. Da der Ausschuß neben dem Kreisvorstande öi-

nen Kreisrath (Kreisvcrtretung ) hinstellen will , und diesem
in der Verwaltung der Kreisgemeindeangelegenhcitcn nach nä¬
herer Bestimmung der Kreisorditnng eine Mitwirkung zuzu¬
gestehen sein wird , so bedarf der Absatz 1 . einer anderen Fas¬
sung , welche der Ausschuß dahin verschlägt:

1) bei Verwaltung der Angelegenheiten der Kreisgemeinde,
insbesondere bei der Verwaltung aller auf Kosten des
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Kreises errichteten gemeinnützigen Anstalten , z. B.
höherer Bürgerschulen , ArbcitS - , Kranken - und Ar¬
menhäusern , so weit dabei nicht dem Kreisrathe nach
näherer Vorschrift der Krcisordnung eine Mitwirkung
zustcht . "

Präsident : Ich bringe diesen Antrag , da sich Niemand
zum Won gemeldet , zur Abstimmung und bitte daher die
Herren , dis den eben vorgelcscnen Antrag annehmen wollen,
aufzustehen.

Angenommen.
»2 ) in allen denjenigen Fällen , wo nach näherer Bestim¬

mung der zu erlassenden Gemeindeordnung die Beschlüsse
der Gemcindebehölden einer Bestätigung des Kreisamts
bedürfen ."

Diese Bestimmung ist zur Annahme empfohlen und wird

feiner besonderen Abstimmung bedürfen , sondern die Abstim¬
mung nachher bei der Abstimmung über den Artikel im Gan¬
zen zu geschehen haben.

,,A) bei zwischen mehreren Gemeinden entstandenen Strei¬
tigkeiten in Wegangelegcnheiten ."

Berichtcrst . Tappenbeck : Wird mit dem Zusatze zur
Annahme empfohlen:

„so weit keine Justizsache in Frage ist . "
Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung

und bitte die Herren , die wollen , daß Ziffer 3 . diesen Zusatz
erhalte , auszustchen.

Angenommen.
„ !) bei allen Beschwerden und Berufungen in eigentlichen

Gcmeindeangelegcnheiten , insbesondere bei Streitigkei¬
ten über die Gemeindeangehörigkeit ."

Berichters ! . Tappenbeck ( verliest ) : ,/Zur Annahme em¬

pfohlen , jedoch mit dem entsprechend dem Anträge zu Art . 86.
auch hier beantragten Zusatze:

»soweit solche gesetzlich zulässig sind .«
Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung

und bitte die Herren , die ihn annehmen wollen , auszustchen.
Angenommen.

,,5 ) Bei Entscheidung der Fragen:
ob eine Gemeinde eine von ihr abgelehnte Ausgabe
im öffentlichen Interesse zu machen verpflichtet,

und

ob eine von der Gemeinde beschlossene Ausgabe
als ungesetzlich oder doch als unzulässig zu bean¬
standen sei."

Berichtcrst . Tappenbeck (verliest : „ Zu ö . Abs . 1.« bis
„unzulässig sein würde .«

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.
Die Herren , die dem Anträge:

»die Worte : „ im öffentlichen Interesse " zu streichen
und die Worte ( „ Art . 7 . " ) Ihinzuzusctzen"

beistimmen wollen , bitte ich aufzustehen.
Angenommen.
Die wollen , daß der Abs . 2 . gestrichen werde , bitte ich,

sich zu erheben.

Angenommen.
in Fällen , wo es um die Wiederaufhebung einer von
der Gemeinde getroffenen ortspolizcilichen Anordnung
(Art . 31 .) , oder um die Erlassung von polizeilichen
Anordnungen für den Kreis oder einzelne Orte dessel¬
ben (Art . 80 .) sich handelt ."

Berichtcrst . Tappenbeck (verliest : „ Zu 6 . empfiehlt"
bis „ dringlichen Fällen handelt ."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.
Die Herren , die also wollen , daß die zweite Hälfte des Satzes
unter Ziffer 6 . so zu fassen sei:

„oder wo es sich um die Beantragung von polizeili¬
chen Anordnungen für den Kreis oder einzelne Orte
desselben beim Kreisrathe oder um die Erlassung sol¬
cher Anordnungen in dringlichen Fällen handelt " ,

bitte ich aufzustehen.
Angenommen.
Ziffer 7 . ist zur Annahme empfohlen.

„8 ) in denjenigen Fällen , wo eine nachgesuchte Gewerbs-
konzession lediglich aus dem Grunde verweigert werden
soll, weil eine Gewerbsübersetzung oder ein nachtheili-
ges Eingreifen in den Nahrungsstand anderer Gewerb-
lreibenden befürchtet wird , vorausgesetzt jedoch , daß
eine solche Rücksichtnahme bei der Zulassungsfrage ge¬
setzlich oder herkömmlich statthaft ist. "

Berichtcrst . Tappenbeck (verliest ) : „ Zu 8 . Auch diese
Befugniß " bis „ Ziffer 8 zu streichen . "

Präsident : Ich bringe diesen Antrag , wenn sich Nie¬
mand zum Worte meldet , zur Abstimmung und bitte also die
Herren , die den Absatz unter Ziffer 8 . gesttichen haben wollen,
auszustchen.

Angenommen.
„9 ) in denjenigen Sachen , die durch Gesetz oder Verord¬

nung oder in einzelnen Fällen durch Mimstcrialverfü-
gung der Mitentscheiduüg der Kreiöabgeordnetcn unter¬
stellt werden ."

Dieser Absatz ist zur Annahme empfohlen . Es folgen
nun noch mehrere besondere Zusatzanträge des Ausschusses.

Berichtcrst . Tappenbeck (verliest ) :
„Nach dem Inhalte des früheren Berichts muß aber der

Ausschuß zu diesem Artikel in der Voraussetzung , daß seine
früheren Anträge angenommen werden , noch folgende Zusätz
beantragen:

Ziffer 10 . In denjenigen Fällen , wo eS sich um die
Zustimmung zu einem von einer Gemeinde beschlosse¬
nen Gemeindestatut handelt . ( Art . 6 .) "

Präsident : Ich briüge diesen Zusatz sub Ziffer 10 . zur
Abstimmung und bitte die Herren , die ihn annehmen wollen,
aufzustehen.

Angenommen.
Ziffer 11 . ist beantragt:

„Bei allen Verfügungen gegen Gemeindebeamte , welche
zur Ausübung der allgemeinen Dienstaufsicht und
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Diszip ' inarstrafgewalt über dieselben zu erlassen sind.
(Art . 11 . und 86 .) "

Die Herren , die diesen Zusatz annehmcn wollen , bitteich
ebenfalls aufzustehen.

Angenommen.
„Ziffer 12 . Bei Entscheidung über die nach Art . 41.

dem Bürgermeister ausnahmsweise zu gestattenden Be¬
treibung der dort gedachten Ncbengewcrbe ."

Ich bringe diese Position Ziffer 12 . zur Abstimmung.
Die Herren , die diesen Zusatz wollen , bitte ich aufzustehen.

Angenommen.
„Ziffer 13 . Bei Feststellung des Gehalts des Bür¬

germeisters , so weit solche dem KreiZamte übertragen
ist. ( Art . 41 .) "

Ich bringe auch diesen Zusatz zur Abstimmung und bitte
die Herren , die ihn annchmen wollen , aufzustehen.

Angenommen.
„Ziffer 14 . In denjenigen Fällen , wo zur Ausübung

des Obcraufsichtsrechts des Staats über die Gemein¬
den entscheidende Verfügungen abzuzeben sind . ( Art.
84 . und 85 .) "

Die Herren , die diesen Zusatz annehmen wollen , bitte ich
aufzustchen.

Angenommen.
Ich bringe jetzt den Art . 105 , wie wir ihn jetzt beschlos¬

sen haben , im Ganzen zur Abstimmung , und bitte die Her¬
ren , die ihn annehmen wollen , aufzustchen.

Angenommen.
Art . 103 . lautet:

„Ereignen sich bei den im vorhergehenden Artikel bezeich-
nctcn Angelegenheiten , insbesondere bei Nr . 3 , 4 , 5 , 6 und
7 dringliche Fälle , so hat das Kreisamt das Recht der Ent¬
scheidung , vorbehaltlich der Begründung der Dringlichkeit vor
dem Kreisrathe in der nächsten Sitzung . Bei Verweigerung
der Zustimmung ist die Anordnung außer Kraft zu setzen,
wodurch jedoch das bis dahin Geschehene nicht ungültig
wird . "

Berichterst . Tappenbeck (verliest ) : „ Zu Art . 106 ." bis
„Mitwirkung eingeraumt ist ."

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.
Er lautet :

„Hinter den Worten : „ dringliche Fälle " die Worte:
„welche weder einen Aufschub bis zur nächsten Ver¬
sammlung des KreisvorstandeS , bez . Kreisraths , noch
die außerordentliche Berufung einer solchen gestatten,
hez. durch ihre Wichtigkeit rechtfertigen " einzuschalten
und vor dem Worte »Kreisrathe " Zeile 5 die Worte
„Kreisvorstande bezüglich " einzuschalten ."

Die Herren , die diesen Antrag annehmcn wollen , bitte
ich aufzustchen.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Die Herren , die den Artikel mit dieser Abänderung an¬

nehmen wollen , bitte ich sich zu erheben.
Angenommen.

Art . 107 lautet:

„Der Krn 'Samtmann ist berechtigt und verpflichtet , die
Ausführung derjenigen Beschlüsse des Kreisraths , welche nach
seinem Erachten dessen Befugnisse überschreiten , die Gesetze
oder daS allgemeine Interesse verletzen , vorläufig zu beanstan¬
den , und sofort die Entscheidung deö StaaisministeriumS
nachzusuchrn , unter gleichzeitiger Benachrichtigung der KreiS-
abgeordneten.

Berichterst . Tappenbeck (verliest ) : »Zu Art . 107 " bis
„KreisvorstandeS bezüglich " .

Präsident : Obgleich über das Prinzip bei Art. 37
schon abgestimmt ist , muß ich doch die Anträge zur Abstim¬
mung bringen.

Es ist von der Minverhcit beantragt:
„Zeile 3 vor dem Worte „ Bejugnissc " bas Wort
„gesetzliche « einzuschaltcn und statt der Worte : „ die
Gesetze ober das allgemeine Interesse " nur za sagen:
„oder die Gesetze verletzen . " .

Die Herren , die dies wollen , bitie ich aufzustehen.
Abgelchnt.
Die Mehrheit Hai beantragt , stall:

„daS allgemeine Interesse « » das Staatsinlereffe « zu
setzen.

Die Herren , die dies wollen , bitte ich auszustehen.
Angenommen.
Ferner ist beantragt:

vor dem Worte „ Kreisraths " cinzuschalien : „ Kreisvor-
stanvrs bezüglich " .

Die Herren , die dies wollen , bitte ich auszustehen.
Angenommen.
Die Herren , die den Artikel nun so annchmen wollen,

bitte ich sich zu erheben.
(Die Mehrheit erhebt sich.)

Bei Art . 103 glaube ich , daß wir zweckmäßiger Weise
wieder die Berathung und Abstimmung nach den einzelnen
Ziffern scpariren.

Art . 108 lauiet im Eingänge:
„Die Kreisabgeordncten haben eine berathende oder mit-

begutachtrnde Stimme:
1) in denjenigen Fällen " u . s. w.
Berichterst . Tappenbeck (verliest ) : „Zu Art . 108 bis

»begutachtende Behörde «.

Präsident : Also stelle ich zunächst den Antrag , daß
der Artikel im Eingänge gefaßt werde : „ Die Mitglieder des
KreisvorstandeS bilden mit dem KreiSamtmann eine begut¬
achtende Behörde " , zur Diskussion , und wenn sich niemand
zum Worte meldet , bringe ich den Antrag zur Abstimmung
und bitte die Herren , die ihn annehmen wollen , aufzustchen.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Dann heißt der Artikel:
„Die Mitglieder deS KreisvorstandeS bilden mit dem Äreiö-

amtmann eine begutachtende Behörde:
1) in denjenigen Fällen , wo nach näherer Bestimmung

der zu erlassenden Gemeinde -Ordnung die Beschlüsse
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der Gemeindebehörden einer Bestätigung deö Staats-
ministenumS bedürfen ."

Die Bestimmung ist zur Annahme empfohlen , bedarf
also hier keiner besonder !! Abstimmung.

„2 ) Bei Maßregeln , die nach näherer Bestimmung der
Gemeindcordnung von dem Staatsministerium gegen
diejenige Gemeinde getroffen werden sollen , welche
ihre gesetzlichen Obliegenheiten zu erfüllen sich wei¬
gern"

Auch diese Bestimmung ist zur Annahme empfohlen , und
cs wird bei der Abstimmung über den ganzen Artikel darüber

mit abzustimmen sein.
„3 ) Bei den vom Krcisamte zu ertheilenden Gutachten

über die Fähigkeit der gewählten Bürgermeister und
den Betrag der zu bestimmenden Besoldung ."

Berichterst . Tappenbeck (verliest ) :
//Desgleichen die Bestimmung " bis „ zu streichen . "
Präsident : Ich bringe diese Anträge zur Abstimmung.

Dieser Punkt ist dahin zur Annahme empfohlen:
z/3) Bei den zu ertheilenden Gutachten über die Fähig¬

keit der gewählten Bürgermeister , bez . über die zu
ertheilende oder zu verweigernde Bestätigung der von
den Gemeinden vorgcnommenen Bürgcrmcisterwahlen.

(Art . 7 .) "
Die Herren , die diele Fassung annehmen wollen , bitte

ich, aufzustehcn.
Angenommen.
Dann sollen die letzten Worte :'

„und den Betrag der zu bestimmenden Besoldung"

gestrichen werden.
Die Herren , eie diele Streichung wollen , bitt / ich , auf¬

zusichen.
Angenommen.

„4 ) Bei der Bereinigung mehrerer Gemeinden in Ge¬
mäßheit des Art . 4 ."

Abg . Tappenbeck ( verliest ) :
„Zu Art . 4 ." bis „ anheimfallen muß .«

Präsident : Die Herren , die diese Streichung der Zif¬
fer 4 . wollen , bitte ich, aufzustehen.

Angenommen.
„5 ) Bei Abänderung der Grenzen einzelner Gemeinden

des Kreises wider deren Willen , sowie bei Verände¬

rung der Kreis - und Gerichtsbezirke ."
Abg . Tappenbeck ( verliest ) :
„Zu 5 ." bis „ zu streichen . "
Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.

Die Herren , welche wollen , daß diese Ziffer 5 . gestrichen
werde , bitte ich, aufzustehcn.

Angenommen.
„6 ) Bei Zuweisung von Heimathlosen an eine Gemeinde

des Kreises ohne deren Zustimmung ."
Abg . Tappenbeck ( verliest ) :
„Zu An . 6 ." bis „ Ziffer 2 ."
Präsident : Da hier kein Antrag gestellt ist , so wird

bei der Abstimmung über den Artikel im Ganzen darüber
abzustimmen sein.

„7 ) Bei Gründung , Aufhebung und wesentlicher Acndc-
rung von Märkten im Kreise.

8) Bei Konzessionirung neuer Schenk - und Gastwirth-
schaften.

9) Bei Anlegung von Mahlmühlen und Apotheken.
40 ) Bei Zulassung von Aerzten und Thicrärzten.
41 ) Bei größeren Bauten und sonstigen , Anlagen , deren

Kosten zwar auS der Staatskasse bestritten werden,
wobei indeß allein oder vorzugsweise die Kreisbewoh¬
ner betheiligt sind , wie Anlegung von Staatswegen,
Kolonien , Holzungen u . s. w ."

Abg . Tappenbeck ( verliest ) :
„Zu 7., 9 ., 40 . und 41 ." bis „ zu streichen ."
Präsident : Ich bringe diese Ziffern zur Abstimmung,

jedoch einzeln nach der Äeihe , weil eine verschiedene Meinung
sein kann bei der einen oder andern Ziffer . Ich bitte also
zunächst diejenigen , welche nach dem Anträge des Ausschusses
wollen , daß der Satz unter 7 . gestrichen werde , auszustehen.

Angenommen.
Dann ersuche ich die Herren , welche wollen , daß Ziff . 9.

gestrichen werde , aufzustehcn.
Angenommen.
Die Herren , welche wollen , daß der Satz unter Ziff . 40.

gestrichen werde , bitte ich, aufzustchen.
Angenommen.
Die Herren , welche jetzt für Streichung des Gesetzes

unter Ziffer l.1. stimmen , bitte ich ebenfalls aufzustehcn.
Angenommen.
„Ziffer 42.

In denjenigen Angelegenheiten , die durch Gesetz ober
Verordnung , oder m einzelnen Fällen durch Ministe-
nalverfügung , der Berathung mit den Kccisabgeord-
nelen unterstell ! werben , oder m welchen der KreiS-
amtmarm das Gutachten derselben aus eigenem An-
lriebe cmzuzichcn Veranlassung findet ."

Dreier Absatz ist zur Annahme empfohlen . Jetzt kommen
wir noch zu Ziffer 8 . GS heißt:

„Bei Konzessionirung neuer Schenk - und Gastwirth-
ichaften ."

Berichlerst . Tappenbeck (verliest ) :
„Zu Ziffer 8 " bis „ mit auszunchmen ."
Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung

und bitte also die Herren , welche wollen , daß der Satz unter

Ziffer 8 . im Art . 408 . zu streichen und im Art . 109 . aufzu-
nehmcn sei , auszuslehen.

Angenommen.
Ich bringe jetzt Art . 108 ., wie er auS unserer Berathung

hervvrgegangen ist , im Ganzen zur Abstimmung und bitte
die Herren , die ihn annehmm wollen , aufzustehen.

Angenommen.
Art . 409 . lauter:

„Die Krcisabgeorbneten sollen ferner berechtigt sein:
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1) in Beziehung auf die Verhältnisse und Bedürfnisse
des KreiseS , namentlich rücksichtlich deS Ackerbaues,
sowie auch über wahrgenommene Mangel und Miß¬
brauche in der Verwaltung und Rechtspflege , durch
das Kreisamr Anträge und Beschwerden an das
Staatsministerium gelangen zu lassen;

2) durch Vermittelung des Kreisamts Einsicht in die Ge¬
meindeverwaltung zu nehmen;

3) zur Kenntnisnahme der statistischen Ermittelungen über
die Verhältnisse des Kreises (Art . 100 )."

Berichterst . Niebour II. (verliest ) :
„Zu Art . 109 ." bis „ KreiSrathe voczubererten . "

Präsident : Ich bringe diese Anträge zur Abstimmung.
Der erste Antrag geht dahin:

„den Satz unter 2 . zu streichen ."
Die Herren , die diese Streichung wollen , bitte ich, auf¬

zustehen.
Angenommen.
Dann ist noch die Bestimmung beantragt:

„1 ) Die Krcisabgeordnetcn sollen ferner berechtigt sein, mit
dem Kceisamtmann alle an den Kreisrath zu bringen¬
den Angelegenheiten vorläufig zu berathen und zur
Verhandlung im Kreisrath vorzubereiten ."

Die Herren , die diesen Zusatz wollen , bitte ich , auf-
zustehcn.

Angenommen.
Die Herren , die diesen Artikel nun so annchmen wollen,

bitte ich , sich zu erheben.
Angenommen.
Art . 110 . lautet:

„Auf Antrag des Krcisamtö kann einzelnen dazu bereit¬
willigen Kreisabgeordnetcn für einen besondcrn Bezirk eine
unmittelbare Aufsicht über den einen oder andern Gegenstand
der Kreisvcrwaltung , soweit dies ohne Ausübung von Ver¬
waltungsbefugnissen thunlich erscheint , in einer durch die Ge¬
schäftsordnung näher zu regelnden Weise , vom Krcisamte
übertragen werden.

Berichterst . Niebour H . ( verliest ) :
„Der Art . 110 ." bis „ unzulässig erscheint ."

Präsident : Der Ausschuß beantragt also als Eingang
deS Artikels:

„Mit Zustimmung deS Krcisvorstandcs kann u . s. w ."
Die Herren , die dieö wollen , bitte ich, aufzustchen.
Angenommen.
Ferner ist beantragt:

„die Worte : „ soweit dies ohne Ausübung von Dcrwal-
tungsbefugnissen thunlich erscheint " , zu streichen . "

Die Herren , die diese Streichung wollen , bitte ich , auf¬
zustehen.

Angenommen.
Die Herren , dir den Artikel so annehmen wollen , bitte

ich , aufzustehen.
Angenommen.

40.

Art . 111 . ist zur Annahme empfohlen . Die Herren , die
Art . 111 . annehmen wollen , bitte ich, aufzustchen.

Angenommen.
Art . 112 . lautet:

„Alle zwischen dem KreiSamte und dem KreiSrathe ent¬
stehende Zweifel und Streitigkeiten über die Zuständigkeit
entscheidet das Staatsministerium ."

Berichterst . Niebour II . (verliest ) :
„Zu Art . 112 ." bis „ Gerichtshof ."

Präsident : Ich bringe diese Fassung zur Abstimmung.
Ich bitte also die Herren , welche wollen , daß dem Art . 112.
die Fassung gegeben werde:

„Alle zwischen dem KreiSamte , dem Kreisvorstande
und dem KreiSrathe entstehende Zweifel und Streitig¬
keiten über die Zuständigkeit entscheidet der nach Art.
101 . des SkaatsgrundgesetzeS zu bildende Gerichtshof " ,

aufzustchen.
Der Antrag ist angenommen.

Berichterst . Niebour II . (verliest ) :
„Hier am Ende dieses Abschnitts " bis „ Kreisordnung

Vorbehalten . "

Präsident : Ich stelle diesen Art . 112 ». zur Diskussion.
Er lautet:

„Der Kreisrath , welcher sich jährlich wenigstens ein Mal
versammelt , ist dasjenige Organ der Kreisgemcinde , welches
berufen ist, dieselbe zu vertreten und die für die Verwaltung
der Kreisgemeindeangelegenheiten Norm gebenden Bestimmun¬
gen zu beschließen.

1) Der Kreisrath beschließt namentlich über alle von der
KreiSgemeinde als solcher aufzubringenden Krcisgemeindestcuern
und Lasten und deren Vertheilung , über die aus Kosten deS
Kreises zu errichtenden gemeinnützigen Anstalten , z. B . Höhen,
Bürgerschulen , Arbeits - , Kranken - und Armenhäusern.

2 ) Der Kreisrath wählt die Krcisabgeordneten , welche
als Kreisvorstand dem KreiSamte zur Seite stehen sollen , nach
näherer Vorschrift der Gemeinde - und Kreisordnung.

3 ) Der KreiSrath ist berechtigt , über die Verwaltung
aller die KreiSgemeinde als solche betreffenden Angelegenheiten
von dem Kreisvorstande und Krcisamtmann Auskunft und
Rechenschaft zu verlangen.

DaS Nähere bleibt der Grmemde - und KreiLvrdming
Vorbehalten ."

Sofern keine Anträge gestellt werden , schließe ich die
Bcralhung und bringe den Artikel zur Abstimmung . Die
Herren , die den Art . 112 ». so annchmen wollen , bitte ich,
aufzustchen.

Angenommen.
Berichterst . Niebour II . ( verliest ) :
„Art . 112d ." bis „ was zu hoffen ist ."
Präsident : Der Artikel lautet:
„Der Kreisrath ist ferner berufen , bei der Berathung und

Entscheidung anderer bestimmter Gegenstände der staatlichen
Verwaltung , welche den Kreis berühren , mit zu wirken.

-21
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Der Kreisrath hat in dieser Beziehung eine entscheidende
Stimme:

11 Zn Fällen , wo es sich um die Erlassung von polizei¬
lichen Anordnungen für den Kreis oder einzelne Orte
desselben handelt.

(Art . 80 .)
2 ) Zn denjenigen Fällen , wo eine nachgesuchte Gewerbs-

konzesston lediglich aus dem Grunde verweigert wer¬
den soll , weil eine Gcwerbsübersctzung oder ein nach¬
theiliges Eingreifen in den Nahrungsstand anderer
Gewerbtrcibenden befürchtet wird , vorausgesetzt jedoch,
daß eine solche Rücksichtnahme bei der Zulaffungsfrage
gesetzlich oder herkömmlich statthaft ist.

3 ) Zn denjenigen Angelegenheiten , welche durch Gesetz
ferner seiner Entscheidung überwiesen werden möchten.

Der Kreisrath hat das Recht der Begutachtung:
1) Bei größeren Bauten und sonstigen Anlagen , deren

Kosten zwar aus der Staatskasse bestritten werden,
wobei indeß allein oder vorzugsweise die Krcisbewoh-
ner betheiligt sind , wie Anlegung von Staatswegcn,
Kolonien , Holzungen u . s. w.

2 ) Bei Gründung , Aufhebung und wesentlicher Acnde-
rung von Märkten im Kreise.

3) Bei Anlegung neuer Mahlmühlen und Apotheken.
4 ) Bei Zulassung von Aerzten und Thierärztcn an Or¬

ten , wo bisher solche nicht waren.
5) In denjenigen Angelegenheiten , die durch Gesetz oder

Verordnung oder in einzelnen Fällen durch Ministe-
rialverfügung der Begutachtung des Kreisraths unter¬
stellt werden , oder in welchem der Kreisamtmann daS
Gutachten desselben aus eigenem Antriebe einzuziehen
Veranlassung findet ."

Sofern keine Anträge gestellt würden , würde ich den
Artikel zur Abstimmung dringen . Zch bitte also die Herren,
die den Art . 112 b. , wie er vom Ausschüsse gestellt ist , an¬
nehmen wollen , auszustehen.

Der Auikcl ist angenommen.
Art . 113 . lautet:

„Der Großherzog kann in einzelnen größeren Gemein¬
den , die

1) innerhalb ihres Bezirks eine geschlossene Ortschaft von
mindestens 3000 Einwohnern befassen;

2 ) eine ihren Verhältnissen entsprechende Verwaltung der
Polizei und der sonstigen , im Bezirke vorkommenden,
Staatsverwaltungs -Geschäfte aus eignen Mitteln ein-
zurichten vermögen,

und denen

3) ortsgesctzlich (Gemeindestakut ) ein auf Lebenszeit ge¬
wählter Bürgermeister vorsteht , der die Staatsprüfun¬
gen bestanden hat,

der Gemeindebehörde die Zuständigkeiten des Kreisamtö ganz
oder theilweise übertragen , und deren Verwaltung der unmit¬
telbaren Aufsicht des Staatsministrnumß untergeben , wenn
dies von der Gemeinde beantragt wird ."

Dann heißt der Art . 114:
„Zm Falle der Anwendung der Bestimmung des Art.

113 . werden die dadurch entstehenden besonderen Verhältnisse
im Wege der Verordnung regulirt ."

Berichterst . Niebour II . ( verliest ) :
„Zu Art . 113 . und 114 ." bis „ Provinzialgesetzgebung

überlassen ."
Präsident : Sofern sich hierüber Niemand zum Worte

meldet , bringe ich den Antrag zur Abstimmung und bitte
also die Herren , welche den beiden Artikeln die Fassung
geben wollen:

„ES können in einzelnen größeren Gemeinden der Ge¬
meindebehörde die Zuständigkeiten des Kreisamts ganz
oder theilwessc übertragen und deren Verwaltung der
unmittelbaren Aufsicht dcS Staatsministeriums unter¬
geben werden , wenn dies von der Gemeinde bean¬
tragt wird.

DaS Nähere bleibt der Provinzialgesetzgebung über¬
lassen " ,

aufzustehen.
Angenommen.
Jetzt kommen wir zu einem fernem Abschnitt:

2 ) DaS Staatsministerium.
L . Allgemeine Bestimmungen.

Art . 115 . lautet:

„Die oberste Behörde für sämmtliche Zweige der Staats¬
verwaltung ist daS Staatsministerium , daS in seinem Wir¬
kungskreise die Geschäfte einer oberaufsehcnden , wie der ober¬
sten Verwaltungsbehörde vereinigt.

Berichterst . Niebour II . ( verliest ) :
»Der Ausschuß ist " bis „ aufzunehmen ."
(Vizepräs . Wibel  übernimmt daS Präsidium .)
Abg . Kitz verliest das Minderheitserachten : „ Wollte

man daS u . s. w ." (Anlage zum Ausschußbcricht , S . 35 — 37 .)
Vizepräs . Wibel : Wenn Niemand daö Wort hierüber

begehrt , so schreite ich unter Annahme des Schlusses zur Ab¬
stimmung . ES würde abzustimmen sein über den Antrag der
Minderheit , welcher so lautet:

„Der allgemeine Landtag wolle den vom Staatsmi¬
nisterium handelnden Theil des Gesetzentwurfs ( tztz.
115 — 149 ) , ohne auf die Svezialberathung einzugehen,
ablchnen . "

Zch ersuche die Herren , welche diesem Anträge bcüreten,
sich von ihren Sitzen zu erheben . —

Er ist abgelehnt.
Diejenigen Herren , die Art . 115 des Entwurfs annehmen,

ersuche ich, sich zu erheben.
Angenommen.
Wir gehen weiter zu Art . 116 . Er lautet:

„DaS Staatsministerium zerfällt in:
1) das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten und

deS Großherzoglichen Hauses;
2) das Ministerium der Justiz - , Unterrichts - und geistli¬

chen Angelegenheiten;
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3) das Ministerium des Innern;
4) daS Ministerium der Finanzen;
5) das Ministerium der Militair-Angelegenheiten."
Berichterst. Niebour II. (verliest) :
„Zu Art. 116. und 117" bis „zur Annahme empfohlen."
Vizepras. Wibel : Wenn Niemand das Wort begehrt,

so schreite ich, unter Annahme des Schluffes, zur Abstimmung.
Der Ausschuß beanlragl:

„Im Art. 116, Ziffer2, die Worte: „Unterrichts und
geistlichen Angelegenheiten" zu streichen."

Ich ersuche Diejenigen, die damit einverstanden sind, sich
zu erheben.

Ist angenommen. ^
Am Ende unter Ziffer6 ist hinzuzusetzen:

„DaS Ministerium der geistlichen Angelegenheiten und
des Unterrichts."

Tie Herren, die damit einverstanden sind, ersuche ich, sich
zu erheben.

Angenommen.
Es ist ferner beanlragt: „Den Art. 117. Abs. 1 und

2 zu streichen und folgende Bestimmungen an die Stelle zu
setzen:

„Mehrere dieser Ministerien können demselben nach Art.
26. des Staatsgrundgesetzes verantwortlichen Mitgliede des
StaatsministeriumS(Ministerialvorstand) übertragen werden.

Dieser Ministerialvorstände werden künftig nur 3 sein.
ES können jedoch vorerst und zunächst auf 1 Jahr 5

Ministerialvorstände beibchalten werben. Eine etwaige Er¬
weiterung dieses Termins bleibt der Gesetzgebung Vorbe¬
halten."

Diejenigen Herren, die diesem Ausschußantrage zustim¬
men, ersuche ich, sich von ihren Sitzen zu erheben.

Angenommen.
Die Herren, die den An. 116. annchmcn wollen mit

diesen Veränderungen, ersuche ich, sich zu erheben.
Angenommen.
Art. 117. lautet:
„An der Spitze eines jeden Ministeriums steht ein nach

Art. 26. des Staatsgrundgesetzes verantwortliches Mitglied
des Stlaatsministeriums(Ministerialvorstand).

Es können auch mehrere Ministerien einem  Ministerial-
Vorstande übertragen werden. Es sollen aber niemals weni¬
ger als drei, und niemals mehr als fünf verantwortliche Mi-
nistcrialvorstänbe im Staatsministerium sich befinden.

Außer den Ministerialvorständen werden bei dem Staats¬
ministerium die nach dem Geschäftsumfange erforderliche An¬
zahl Vortragender Räthe und Hülfsarbeiter, sowie die nöthigen
Sachkundigen und Rechnungs- , Registratur- und Kanzleibe-
beamten angestcllt."

Diejenigen Herren, die den Art. mit den vorhin beschlos¬
senen Abänderungen und Zusätzen annchmcn wollen, ersuche
ich, sich zu erheben.

Ist angenommen.
Art. 118. lautet:

„Einem jeden Ministerium, je nach seinem bcsondern Wir¬
kungskreise, steht zu:

1) die Vorbereitung von Gesetzen oder anderen allgemei¬
nen Anordnungen, Ausarbeitung der betreffenden Ent¬
würfe, falls dafür nicht besondere Commissionen nie¬
dergesetzt werden;

2) die Erlassung der zur Vollziehung der Gesetze und all¬
gemeinen Anordnungen erforderlichen Verfügungen;

3) die dienstliche Aufsicht über die Geschäftsführung der
in und bei dem Ministerium Angestellten, der unter¬
geordneten Behörden und Beamten, Vorschlag oder
Verfügung wegen Versetzung, Anstellung und dienst¬
licher Beförderung im Wirkungskreise des Ministeriums;
Anordnung von dienstlichen Visitationen, Ueberwachung
der dienstlichen Sicherheitsstellungen, Einziehung der Ge-
schäfts-Uebersichten;

4) die Entwerfung des jährlichen Voranschlags für das
Ministerium und die Verfügung über die bewilligten
Summen;

5) die Entscheidung über Rccurse und Beschwerden."
Dieser Art. ist von dem Ausschüsse zur Annahme em¬

pfohlen. Die Herren, die ihm beistimmen, ersuche ich, sich von
ihren Sitzen zu erheben.

Er ist angenommen. ,
Bericherst. Niebour II. Es ist hierzu poch eine allge¬

meine Bemerkung im AuSschußberichk. (Verliest:)
„Hier, wie bei den Bürgermeistern und ÄreiSämtern

geht der Ausschuß davon aus, daß den Ministerien durch die
einzeln ausgeführlen Befugnisse selbstredend keine weiteren und
anderen Befugnisse haben zuaetheilt werden sollen und kön¬
nen, als nach den bestehenden Gesetzen den Staatsbehörden
überall beigelcgr sind, da eS sich überall in diesem Organisa-
tionSgesetze nicht um die Schaffung neuer Befugnisse der
Staatsbehörden, sondern nur um die veränderte Vertheilung
derselben handelt.

Der Ausschuß beantragt auch hier:
Der Landtag wolle sich hiermit einverstanden erklären,
und die StaatSregierung ersuchen, auch ihr Einver-
ständniß zu erkennen zu geben.

Unter diesem Vorbehalt werden zunächst die Art. 118 bis
127 einschließlich zur Annahme empfohlen.»

Zch stelle anheim, wenn keine Anträge kommen, ob nicht
über sämmtliche Art. gleich abgestimmt werden könnte.

Vizcpräs. Wibel : ES wird zunächst beantragt:
„Der Landtag wolle sich hiermit einverstanden erklä¬
ren und die Staatsregierung ersuchen, auch ihr Cin-
verständniß zu erkennen zu geben."

Diejenigen Herren, die diesen Antrag annehmen wollen,
bitte ich, sich von ihren Sitzen zu erheben.

Angenommen.
Es ist sodann vom Ausschüsse beantragt:

„Die Art. 118—127 einschließlich unter diesem Vor¬
behalte anzunehmen."

Ueber Art. 118 haben wir bereits abgestimmt, wenn kein
121 *
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Widerspruch erfolgt , so ist anzunehmen , daß es unter diesem
Vorbehalt geschehen ist.

Art . 119 lautet:

(wird verlesen ) .
Diejenigen Herren , welche diesen Artikel annehmen wol¬

len , ersuche ich , sich zu erheben.
Art . 120 lautet:

(wird verlesen ) .
Wenn Niemand daS Wort begehrt , so schreiten wir un¬

ter Annahme des Schlusses zur Abstimmung , und ersuche ich
diejenigen Herren , die den Artikel annehmen wollen , sich von
ihren Sitzen zu erheben.

Angenommen.
Art . 121 lautet:

(wird verlesen ) .
Wenn Niemand das Wort begehrt , so schreiten wir un¬

ter Annahme des Schlusses zur Abstimmung , und ersuche ich
diejenigen Herren , die mit diesem Artikel einverstanden sind,
sich zu erheben.

Angenommen.
Art . 122 lautet:

(wird verlesen ) .
Wenn Niemand begehrt das Wort zu haben , unter An¬

nahme des Schluffes zur Abstimmung schreitend , ersuche ich
diejenigen Herren , die damit einverstanden sind , sich zu erheben.

Angenommen.
Art . 123 lautet:

(wird verlesen ).
Wenn niemand das Wort begehrt , so schließe ich die

Debatte und wir schreiten zur Abstimmung . Ich ersuche die¬
jenigen Herren , die einverstanden sind , sich von ihren Sitzen
zu erheben.

Zst angenommen.
Art . 124 lautet:

(wird verlesen ) .
Wenn niemand das Wort begehrt , unter Annahme des

Schlusses zur Abstimmung schreitend , ersuche ich diejenigen
Herren , die einverstanden sind , sich von ihren Sitzen zu
erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Art . 12s lautet:

(wird verlesen ) .
Wenn niemand daS Wort begehrt , unter Annahme des

Schlusses , ersuche ich die Herren , die damit einverstanden sind,
sich von ihren Sitzen zu erheben.

Ist angenommen.
Schriflf . Jantzen : Der Artikel ist abgelehnt . ES haben

nur s bis 6 Mitglieder sich erhoben.
Dizepräs . Wibel : Es wird vielleicht ein Mißverständ-

niß sein , wenn nicht so Viele sich erhoben haben , als der
Herr Schriftführer für erforderlich hält . Eine Bewegung
dazu haben Viele gemacht.

(Die Mehrheit der Versammlung erhebt sich.)
Also doch angenommen.

Art . 126 lautet:

(wird verlesen ) .
Wenn niemand das Wort begehrt , unter Annahme des

Schlusses zur Abstimmung schreitend , ersuche ich diejenigen
Herren , die dafür stimmen , sich zu erheben.

Ist angenommen.
Art . 127 lautet:

(wird verlesen ).
Wenn niemand das Wort begehrt , unter Annahme deS

Schlusses zur Abstimmung schreitend , ersuche ich diejenigen
Herren , die damit einverstanden sind , sich von ihren Sitzen
zu erheben-

Ist angenommen.
Art . 128 unter der Ueberschrist lautet:
b . Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten und des

Großherzoglichen Hauses.
Dieser Artikel ist vom Ausschüsse gleichfalls zur Annahme

empfohlen.
Wenn niemand das Wort begehrt , unter Annahme des

Schlusses , ersuche ich diejenigen Herren , welche einverstanden
sind , sich von ihren Sitzen zu erheben.

Ist angenommen.
c. Ministerium der Justiz , Unterrichts - und geistliche An¬

gelegenheiten.
„Art . 129.

Der Geschäftskrcis des Ministeriums der Justiz rc. um¬
faßt neben den im Art . 118 erwähnten allgemeinen Zustän¬
digkeiten :

1. die Zulassung der Anwälte , Notare und Auktionatoren
und die Oberaufsicht über deren Geschäftsführung;

2 . die Oberaufsicht über die Führung der Zivilstandsregi¬
ster , über das Dormundschafts -, Hypotheken -, Depositen-
und Gefängnißwesen,

3 . die öffentliche Bibliothek)
4 . das PrüfungSwescn in Betreff der Nechtskandidatcn

nach Maßgabe der bestehenden Verordnungen;
— die Prüfungskommission bleibt in ihrer bisherigen
Wirksamkeit , vorbehaltlich der Bestimmung über ihre
anderweitige Zusammensetzung im Wege der Verord¬
nung ; —

5. die nächste Bearbeitung der vor das Gesammtministe-
rium gehörenden , im Art . 142 unter Z . 7, 19 und 20
aufgeführten , sowie der aus das Archiv , das Gesetzblatt
und die sonstigen öffentlichen amtlichen Blatter sich be¬
ziehenden Angelegenheiten;

6 . die Ausführung der Gesetze wegen Aufhebung der Pa¬
trimonialgerichtsbarkeit , der Lehne und Fideikommisse.

Berichterst . Niebour ll . ( verliest ) : „ Zu Art . 129 " bis
„sein kann " .

Vizepräs . Wibel : Es begehrt niemand das Wort ? Un¬
ter Annahme des Schluffes schreiten wir zur Abstimmung,
zunächst über den Antrag des Ausschusses , zu 1 die Worte
„der Anwälte " zu streichen , und ich ersuche Diejenigen , die
damit einverstanden sind , sich von ihren Sitzen zu erheben.
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Angenommen.
Sodann unter 3 den Satz zu streichen und zu Art . 133

die die Befugnisse dcs Ministeriums des Unterrichts bestim¬
menden Sätze hinzuzufügen . Die Herren , die damit einver¬
standen sind , ersuche ich , sich zu erheben.

Ist angenommen.

Zu 4 statt „ im Wege der Verordnung « „ im Wege der
Gesetzgebung " zu setzen.

Auch hierüber ersuche ich die Herren , durch Ausstehen
ihre Meinung zu erkennen zu geben.

Zst angenommen.
Art . 130.

Wegen der die Militairgerichtsbarkeit berreffenden Ange¬
legenheiten tritt das Ministerium der Miütairangelegenheiten
mit dem Ministerium der Justiz zur gemeinsamen Besorgung
in Verbindung.

Wenn Niemand hierüber Vas Wort begehrt , unter An¬
nahme deS Schlusses zur Abstimmung schreitend , ersuche ich
die Herren , welche den Artikel annehmen wollen , sich von
ihren Sitzen zu erheben.

Ist angenommen.
Art . 131.

„Zum Geschaftskrcis dieses Ministeriums in Bezug aus
die geistlichen Angelegenheiten gehört:

1) die Ausübung der Rechte und Pflichten des Staats
hinsichtlich der Kirchen - und Religionsgcnoffenschasten,
insbesondere:
s ) die Ausführung der Gesetze und autonomischen Be¬

stimmungen , insoweit sie der Mitwirkung des Staats
bedürfen ; Gewährung der weltlichen Zwangsmaß-
regcln und Verleihung dcs Schutzes , wo eine Kirche
oder ReligionSgenoffenschaft solche in Anspruch zu
nehmen hat;

b) die Führung der dem Staate zustehenden Ober¬
aufsicht , Kenntnißnahme vom Personalbestände der
Kirchcnbeamten , Bestätigung oder Ernennung der¬
selben , wo solches nach ven Verfassungen der ein¬
zelnen ReligionSgenoffenschasten oder Vereinbarun¬
gen mit denselben der Staatsgewalt zusieht ; Ge¬
nehmigung der Belastung und Veräußerung der
den Religionsgenvssenschaften zustehenden Grund-

' stücke und Vinglichen Rechte , oder Verwendung der
Auskünfte zu anderen als stiftungsmäßigen Zwecken,
Urbcrwachung der stiftungsmäßigen Verwendung
der kirchlichen Fonds und Stiftungen;

c) Mitwirkung bei Errichtung neuer Parochien , inso¬
fern diese selbstständige Körperschaften bilden sollen;
Begutachtung der Fälle , wo neuen Religionsge-
nossenschasten juristische Persönlichkeit crtheiit wer¬
den soll ; Trennung einzelner Glieder und Gemein¬
den von den bestehenden Kirchen - und religiösen
Genossenschaften und Rcgulirung der daraus ent-
spiingenden Verhältnisse;

2 ) Vermittelung der Beziehungen der einzelnen Kirchen-
und Religionsgenossenschaften zum Staat , insbesondere:
s) Aufsicht und Uebcrwachung über die Verwendung

der etwaigen Geldunterstützungen , welche der Staat
ihnen nach dem Voranschläge gewahrt;

b) Regulirung der Angelegenheiten der Schule , insofern
die Mitwirkung der Religionögenossenschaften dabei
erforderlich ist ; Vermittelung dcs von denselben ver¬
langten und durch sie zu beaufsichtigenden Religions¬
unterrichts , der Anstellung der Religionslchrer und
der gemeinschaftlichen Kirchen - und Schulbeamien;

e) Oberaufsicht über die Verwaltung dcs Fonds , welche
zu gemeinschaftlichen Zwecken des Staats und der
Kirche dienen ; Vermittelung , daß die Rechtsordnung
im Staate mit den Kirchenvrdnungen möglichst in
Einklang bleibe in Beziehung auf Ehesachen , Eid,
Benutzung der Kirchhöfe , Begräbnisse ; kirchliche
Fürbitten für das Staatsoberhaupt , Vermittelung
der kirchlichen Feier für bürgerliche Festtage u . s. w,;

3) Vermittelung der Streitigkeiten zwischen einzelnen Kir¬
chen - und Religions -Genossenschaften ; insbesondere güt¬
liche Beilegung und Verhütung von Irrungen , na¬
mentlich bei Simultankirchen;

4) die auf daS Patronat , auch über die Kirchen im Aus¬
lände . bezüglichen Angelegenheiten . "

Berichterst . Niebour II . (verliest ) :
„Zu Art . 431 . Hier wird als Ueberschrist " bis '-Absätze

anzunehmen . "

Mzepräi . Wibel : Wenn Niemand daS Wort begehrt,
unter Annahme des Schlusses zur Abstimmung schreitend,
stelle ich zunächst zur Abstimmung den Antrag : in der Ueber¬
schrist zu setzen:

„ck) Ministerium der geistlichen Angelegenheiten und dcs
Unterrichts ."

Die Herren , die damit einverstanden sind , ersuche ich,
sich von ihren Sitzen zu erbeben.

Ist angenommen.
Sodann zu Nr . 1. die Worte von „ insbesondere " bis

zum Schluß deS Absatzes unter Ziffer 1 . zu streichen.
Wer hiermit einverstanden ist , wird ersucht , sich zu er¬

heben.
Ist angenommen.
Zu 2 . die Worte von „ insbesondere " bis zum Schluß

des Absatzes unter Z . 2 . ebenfalls zu streichen.
Die Herren , die damit einverstanden sind , ersuche ich, sich

zu erheben-
Angenommen.
„Zu 3 . und 4 . die Absätze anzunehmen . "
Die Herren , die damit einverstanden sind , ersuche ich,

sich zu erheben.
Angenommen.
Ueber den ganzen Ariikcl haben wir noch abzusiimmen,

und ich ersuche die Herren , die den Artikel mit diesen Abän¬
derungen annehmen wollen , sich zu erheben.
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Ist angenommen.
Art . 132.

„Für die Besorgung der im vorhergehenden Artikel auf-

gesührtcn Geschäfte soll dem Ministerial -Vorstande ein Bei¬
rath von drei Personen zugeordnet werden , welche außerdem

auch in einem anderen dienstlichen Wirkungskreise angewandt

sein können , von denen zwei der evangelischen und einer der

katholischen Kirche angehören müssen ."
Berichterst . Niebour II . ( verliest ) :

„Zu Art . 132 ." bis „Kirche angehören ."

Bizepräs . Wibel : Wenn Niemand das Wort hierüber

begehrt , so schreiten wir , unter Annahme deS Schlusses , zur

Abstimmung . Diese Anträge dürsten wohl als zusammenhän¬

gend angesehen werden , und ich ersuche die Herren , die damit
einverstanden sind, daß die Worte : „ von 3 Personen " zu strei¬

chen, ebenso die letzten Satze von den Worten : „ welche außer¬

dem " an , und statt dessen die Worte zu setzen:
„dessen Mitglieder außerdem auch in einem anderen

dienstlichen Wirkungskreise angewandt sein können.
Die Bestimmung der Zahl der Mitglieder bleibt

dem Ministerium überlassen , doch soll wenigstens ein

Mitglied der evangelischen und wenigstens ein Mit¬
glied der katholischen Kirche angehören " ,

von ihren Sitzen sich zu erheben.

Ist angenommen.
Sodann die Herren , die den Artikel mit dieser Abände¬

rung annehmen wollen , ersuche ich, sich gleichfalls zu er¬

heben.
Angenommen.
Art . 133 . und 131 . lauten:

„Art . 133.

In Betreff der Schulangelegenheiten gehört zum Ge¬

schäftskreise dieses Ministeriums:
1) Die Oberaufsicht über alle öffentliche und Prival -Un-

lerrichtSanstalten und über die dazu bestimmten öffent¬

lichen Fonds;
2 ) Vorschläge zur Besetzung von Lehrerstellen an allen

öffentlichen Schulen , soweit sie vom Großherzoge er¬

folgt ; Anstellung der übrigen Lehrer;

3) Allgemeine Vorlagen über den Zustand der Unterrichts-
anstalten , allgemeine Verfügungen über die innere Ein¬

richtung des Unterrichts , Begutachtung organischer Ein¬

richtungen und Veränderungen;
4) Oberaufsicht über die Diensteinkünfte der Lehrer und

deren Feststellung ; schließliche Auseinandersetzung der

vom Dienst Abgegangenen oder deren Erben mit dem

Nachfolger;
5) DaS Prüfunqswesen in Betreff der Schulamts - Kan¬

didaten nach Maßgabe der bestehenden Vorschriften.
Art . 131.

Für die Besorgung der im vorhergehenden Artikel auf¬

geführten Angelegenheiten soll dem Ministerialvorstande aus

den verschiedenen Religions - Genossenschaften ein Beirath von

mindestens drei Personen zugeordnet werden , welche außerdem

auch in einem anderen dienstlichen Wirkungskreise angewandt

sein können . (Art . 85 . deö Staatsgrundgesetzes .) "
Berichterst . Niebour II. (verliest ) : „Zu Art . 133 . und

131 ." bis „obere Schulbehörde ."

Vizepräs . Wibel : Wenn Niemand das Wort begehrt,

unter Annahme des Schlusses zur Abstimmung schreitend,

würde ich zuerst den Minoritätsantrag zur Abstimmung brin¬

gen , weil sich dieser am weitesten von dem Entwurf entfernt.

Beide Anträge gehen auf Streichung der Artikel und wollen

etwas Anderes an die Stelle setzen. Der Minoritätsantrag
lautet:

„Zn Betreff der Schulangelegenyciten gehört zum

Geschäftskreise dieses Ministeriums die Oberaufsicht
über daS gesammte Schulwesen und über die nach

Art . 85 . des Staatsgrundgcsetzcs einzusetzende obere
Schulbehörde ."

Zch ersuche diejenigen Herren , die damit einverstanden

sind, sich von ihren Sitzen zu erheben.
Der Antrag ist abgelehnt.
Die Mehrheit beantragt:

„Zn Betreff der Schulangeiegenhrilen gehört zum
Geschäftskreise dieses Ministeriums:

die Oberaufsicht über das gesammte UnterrichlS-

und Erziehungswesen ( Art . 81 . des Staatsgrund¬
gesetzes) ;
das Nähere , auch über die nach Art . 85 . des Staats¬

grundgesetzes zu bildende obere Schulbehörde wird
die Schulordnung bestimmen ."

Diejenigen Herren , die damit einverstanden sind , ersuche

ich, sich zu erheben.
Angenommen.
Art . 135 . lautet:

„Die auf die MilitärerziehungS - und BildungSanstalten

sich beziehenden Angelegenheiten sollen von dem Ministerium

der Militärangelegenheiten gemeinsam mit dem Ministerium

der Justiz besorgt werden.
Berichterst . Niebour II . (verliest ) : „ Der Art . 135 ." bis

„der Justiz ."
Bizepräs . Wibel : Wenn Niemand daS Wort begehrt,

unter Annahme des Schlusses , ersuche ich diejenigen Herren,

welche damit einverstanden sind , »Ministerium der Justiz"

in die Worte „ Ministerium des Unterrichts " zu verwandeln,
aufzustehen . — Angenommen.

,,ä ) sjctzt e)^ Ministerium des Innern.
Art . 138.

Dem Ministerium des Innern steht zu im Allgemeinen

die Leitung und Beaufsichtigung der gesammten inneren Lan-

deSverwaltung mit Ausschluß der eigentlichen Militär « und

Finanzverwaltung und der im Vorstehenden bereits dem

Ministerium der Justiz zugewiesenen Gegenstände.
Näher ergiebt sich dessen Wirkungskreis außer den oben

im Art . 118 . erwähnten Zuständigkeiten und Obliegenheiten

auS den nachfolgenden Bestimmungen ."
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Berichterst . Niebour II . : Wird zur Annahme em¬
pfohlen.

Vizepräs . Wibel : Wenn Niemand Vas Wort begehrt,
unter Annahme deS Schlusses , ersuche ich diejenigen Herren,
die Art . 136 . annehmen wollen , sich von ihren Sitzen zu er¬
heben.

Angenommen.

Art . 137 . lautet:

„Zu den Geschäften des Ministeriums des Innern ge¬
hören :

1) dir Ausrechthaltung aller HvheitSrechte deS Staats,
so weit jene nicht ausdrücklich einem andern Ministe¬
rium zugcwiesen ist, Ertheilung des Slaatsbürgerrechts;
Entlassung aus dem Staatsverbande;

2 ) die Aufsicht über den Vollzug der Gemeinde - und
Krcisordnung ; Wahrnehmung der Zuständigkeiten der
Staatsregierung in den durch ! ic Gemeinde - und
Kreisordnung , bezeichneten Fällen ; Ueberwachung der
von Seiten der Gemeinde und des Kreisamts zu
übenden Lokalpolizci , insbesondere mit Beziehung auf
die Bestimmung des Art . 80 . Abs . 2 ; Zuweisung von
Heimathlosen an die einzelnen Gemeinden ; Entschei¬
dung von Streitigkeiten zwischen Gemeinden verschie¬
dener Kreise;

3) die Lcilung und Besorgung der Militärsachen , die als
nicht rein - militärische Gegenstände zu betrachten sind.
Dahin gehören , vorbehälrlich der im Derordnungswege
zu treffenden näheren Bestimmung und Abgrenzung,
und der für gewisse Angelegenheiten als zweckmäßig zu
erachtenden gemeinsamen Wahrnehmung mit dem Mi¬
nisterium der Militärangelegenheiten , beispielsweise:

a) die Militärdienstpflicht und das Aushebungswe¬
sen , Entscheidung über Rekurse in Rekrutirungs-
sachen;

b) die Militärdienstfuhren;
e) die Einquartierung , sowie die an die Stelle deS

Quartiers und anderer Militär -Naturallasten getre¬
tenen Abgaben;

ck) die Durchmarschsachen und die Verpflegung fremder
Truppen , Etappenkonventionen;

e) Repartition von Kriegsschäden;
4 ) die Oberleitung , auch die Verwaltung des Armenwc-

sens , soweit sie nicht die Gemeindeverwaltung angeht;
5) die vorschriftsmäßige Prüfung aller im Geschäftskreise

des Ministeriums verwandten Personen , soweit sie nicht
dem Ministerium der Justiz angehört (Art . 129 , Z . 4 ) ;

6) die Handhabung der öffentlichen Ordnung und Sicher¬
heit ; Ueberwachung des Vollzugs der darauf abzielen¬
den Gesetze und Anordnungen , die Verfügung über
das diesem Ministerium untergeordnete Landdragoner¬
corps , daS Brandversicherungswesen und die Anstalten
gegen Feuersgcfahr ; obere Aussicht über das Paß¬
wesen;

7) das Mcdizinalwesen und die Gesundheitspolizei;
Konzesflonirung der Aerzte , Apotheker , Hebammen

und Thierärzte , Zulassung der Kammerjäger und Zu¬
lassung zum Diehschnilt;

Einrichtung und Oberleitung der hierher gehörenden
Landes - Anstalten , als Irren - , Kranken - und Bade-
Anstalten , Hebammen -Jnstitut , Anstellung oder Annahme
der dazu erforderlichen unteren Beamten und Diener,
soweit dies nicht den unteren Behörden überlassen
wird;

Wahrnehmung der der Kommission für das Peter-
Friedrich - Ludwigs - HoSpital zugewiesenen Geschäfte,
unter Vorbehalt näherer Feststellung der Obliegenheiten
der Hospitaldirektion;

allgemeine Maßregeln wider ansteckende Krankheiten
unter Menschen und Vieh , Wachen und Kordons da¬
gegen ;

das Schutzblattern - Zmpsungswesen;
Abwendung der gesundheitsschädlichen Einflüsse;

ödere Polizei in Betreff der Lebensmittel;
Oberaufsicht hinsichtlich der Bcgrabnißstätten;

8 ) die Leitung der Straßen -, Brücken - und Wasserbauten;
obere Aufsicht über die Handhabung der Wege « und

Wasser -Polizei;

Oberaufsicht über die Angelegenheiten der Wasser¬
bau -Genossenschaften ;

9) die Leitung und obere Beaufsichtigung deS Postwesens,
dessen nächste Verwaltung der Postdirektion übertragen
bleibt , vorbehältiich der nähern Abgrenzung der von
derselben zu besorgenden Geschäfte;

10 ) die Oberaufsicht über das Gcwerbewesen , Bestätigung
der Znnungsartikel gewerblicher Korporationen , Er¬
theilung der Dispensationen von gewerbspoliznlichen
Vorschriften , Erweiterung der Betriebsgrenzen für ein
bestimmtes Handwerk , Bestimmung der gesetzlichen oder
herkömmlichen Gewerbsabgaben für Wirthschasten,
Mühlen , Ziegeleien , Kalkbrennereien , Fähranstalten,
und sonstige gewerbliche Einrichtungen ; Ertheilung von
Konzessionen für Mahlmühlcn , für das umhcrziehcnde
Gewerbe ; Ertheilung von allgemeinen Konzessionen
für Schauspieler - Gesellschaften , theatralische Vorstel¬
lungen , Gaukler , Seiltänzer und dergl . (Reg . Bek.
v. 18 . Aug . 1843 ) ; Konzcssionirung von Leihbiblio¬
theken, Verlagsbuchhandlungen , Druckereien und Hand¬
werkern in der Nähe der Städte ; Belebung und Un¬
terstützung industrieller Unternehmungen von vortheil-
hastem , allgemeineren Einflüsse;

11 ) Förderung und Beaufsichtigung des Handels und der
Schifffahrt und der damit in Verbindung stehenden
Anstalten:

Lootsen - und Assekuranzwesen , Häfen , Kajen , Ba¬
ken, Feuerthürme , Tonnenlegung;

insbesondere auch Vorschläge zur Errichlung von Kon¬
sulaten ;



76V

12 ) Errichtung , Aufhebung und Veränderung von Jahr¬
märkten;

13 ) Oberaufsicht über Maaße und Gewichte;
14 ) Bewilligung der Ausnahmen vom Verbote des Kollek-

tirens;
15 ) die polizeilichen Anordnungen hinsichtlich deS Münz¬

wesens;
16 ) die Ablösungssachen , in welcher Beziehung die einge¬

richteten besonderen Behörden diesem Ministerium un¬

tergeordnet sind;
17 ) die Entscheidung über Gesuche um Zerstückelung von

Landstellen;
18 ) die LandwirthschaftSpflege rm weitesten Sinne;

Schutz und Hebung deS Ackerbaues , der Pferdc-
und Viehzucht , und der damit in Verbindung ste¬
henden bäuslichen Industriezweige , Thierschau,
Hengst - und Stutenköhrung , Musterwirthschaften,
Kolonisationen , Behnanstalten , Marken und Ge¬
meinheiten , Tbcilung derselben und Regulirung der
dabei vorkommendcn Streitigkeiten , soweit sie nicht
den Gerichten zugewiesen werden ; Ausweisungen;
Torfstich , Buchweizenbau und dergl . ;

19 ) die Angelegenheiten der Wittwen -, Waisen - und Leib¬
renten - Kasse . Die dafür bestehende Behörde wird
diesem Ministerium untergeordnet . "

Berichters ) . Niebour H . ( verliest ) : „ Zu Art . 137 ." bis

»zur Annahme empfohlen .»

Liccpräs . Wibcl : Wenn Niemand das Wort begehrt,
unter Annahme des Schlusses zur Abstimmung schreitend,
ersuche ich zuvörderst diejenigen Herren , welche damit einver¬
standen sind , daß zu Nr . 2 . hinter den Worten : » die einzel¬
nen Gemeinden » einzuschalten sei : »nach Maßgabe der beste¬
henden oder zu erlassenden gesetzlichen Bestimmungen, " sich
von ihren Sitzen zu erheben.

Ist angenommen.

Zu Nr . 3 . die Worte : „ Bestimmung und " zu streichen.

Die Herren , die damit einverstanden sind , ersuche ich,
sich zu erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Zu Nr . 5 . hinzuzufügen : » die Aenderung der bestehenden

gesetzlichen Vorschriften über die Prüfung der im Geschäfts¬
kreise dieses Ministeriums zu verwendenden Personen bleibt
der Gesetzgebung Vorbehalten ."

Die Herren , die diesen Zusatz wollen , bitte ich , sich zu
erheben.

Ist angenommen.
Zu Nr . 10 . ist beantragt , die Worte : „ Leihbibliotheken

und Druckereien " zu streichen.
Die Herren , die damit einverstanden sind , ersuche ich,

sich zu erheben.
(Die Mehrheit erhebt sich.)

Zu Nr . 14 . ist beantragt , die Worte : „ für das ganze
Land " dem Absätze nachzufügen , und bei Art . 92 . einzuschal-

tcn : „ das Kreisamt hat die Bewilligung der Ausnahmen vom
Verbote deS Kvllektirens für den Kreiöbezirk zu ertheilen ."

Die Herren , die hiermit einverstanden sind , ersuche ich,
sich zu erheben.

Angenommen.
Der Absatz 17 . soll gestrichen werden.
Dem Art . 95 . soll hinzugcsetzt werden : „ das Kreisamt

entscheidet namentlich auch über Zerstückelungsgesuchr " ; dem
Art . 109 . soll hinzugefügt werden : „ die KrciSabgeordnctcn
sollen ferner berechtigt sem 1. zur Begutachtung der vom
Kreisanuc zu entscheidenden Zerstückelungsgesuchr " .

Die Herren , die hiermit einverstanden sind , ersuche ich,
sich zu erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Ist angenommen.

Den ganzen Artikel hätten wir nun zur Abstimmung zu
bringen mit den beschlossenen Abänderungen , und ich ersuche
die Herren , die ihn annehmcn wollen , sich zu erheben.

Er ist angenommen.
Art . 138 . lautet:

„Außer den sonst nölhigcn Fachbeamtm sollen dem Mi¬
nisterium des Innern zugcordnet sein:

1) für Medizinalsachen daS bisherige Mcdizinalkollegium,
unter Vorbehalt der , der neuen Organisation entspre¬
chenden und im Verwaltungswege zu treffenden , Ver¬
änderung in der Einrichtung desselben;

2 ) unter demselben Vorbehalte für die Angelegenheiten der
Schifffahrt und der ihr verwandten Gewerbszweige,
die Schifffahrlskommission;

3 ) für die LandwirthschaftSpflege , insbesondere sür Nutz¬
barmachung unbebauter Flächen eine nach Art . 252.
des Staatsgrundgesctzcs neu cinzurichtendes Ockonomie-
Kollegium;

während es
4 ) ihm überlassen bleibt , auf geeignetem Wege zur Be¬

gutachtung der cinschlagenden Fragen mit den Organen
der bestehenden landwirrhfchastlichen und gewerblichen
Vereine sich in Beziehung zu setzen."

Berichterst . Niebour H . (verliest ) :
„Zu Art . 138 . " bis „ zur Annahme empfohlen ."
Vicepräs . Wibel : Da Niemand das Wort begehrt , un¬

ter Annahme des Schlusses zur Abstimmung schreitend , bringe
ich zunächst zur Abstimmung den Antrag deS Ausschusses im
1. Absätze unter Ziffer 1 . die Worte : „ unter Vorbehalt " bis
zum Ende des Absatzes zu streichen , und statt dessen die Worte
zu setzen : „ unter Vorbehalt der im Wege der Gesetzgebung
zu treffenden Veränderung in der Einrichtung dcssclbcn . "

Die Herren , die damit einverstanden sind , ersuche ich,
sich zu erheben.

Ist angenommen.
Sodann zu Nr . 3 . diesen Absatz zu streichen , und statt

dessen dem Art . 137 . Ziffer 18 . folgenden Satz nachzufügen:
„Zur Bewirkung der Nutzbarmachung unbebauter Fläche»
soll sür das Herzogthum Oldenburg eine besondere Behörde
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bestellt werden , welcher die im Art . 252 des Staatsgrundgc-
setzes aufgesührten Funktionen übertragen werden , vorbehalt¬
lich der näheren - Bestimmungen durch die Provinzialgcsetz-
gebung . Dieselbe kann vom Ministerium zu seiner Unter¬
stützung in der Landwitthschaftepflege überhaupt verwandt
werden . "

Die Herren, - die hiermit einverstanden sind , werde ich
ersuchen , sich zu erheben.

Ist angenommen.
Ich hätte nun den ganzen Artikel zur Abstimmung zu

bringen , und ich ersuche die Herren , die chn m t den beschlos¬
senen Abänderungen und Zusätzen annehmen wollen , sich von
ihren Sitzen zu erheben.

Ist angenommen.
(Präs . Kitz übernimmt daö Präsidium,,)

Präsident : Wir kommen jetzt zu einem ntuen Abschnitte
und sodann noch zu den Besoldungen des KzcisamtS und
der beim StaatLmmistcrium eingestellten Personen . Da die
Zeit indessen schon vorgerückt ist , und noch zwei Herren um
das Wort gebeten haben , um Anträge zu stellen , glaube ich,
können wir heute hier abbrrchen , und morgen in der Bera¬
tung fortfahren . Es hat zunächst das Wort Herr Niebour II.
in Bezug auf seinen vor einigen Tagen gestellten Antrag.

Abg . Niebour II . : Es hak sich herausgestellt , daß der
Antrag - wegen des Huldigungscides nicht mehr notwendig
erscheint , da der Eid bereits 1849 von der StaatSregicrung
zweckmäßig abgcäudcrt worden ist , indem er jetzt nu - noch
dahin abgelegt wird , daß Treue dem Großhcrzvgc und der
Verfassung geschworen wird . Zn dem erwähnten Falle , der
mich vrranlaßte , den eingcbrachten Antrag zu stellen , ist diese
neue Form nur aus Versehen nicht zur Anwendung gebracht
worden . Da nun die Veranlassung zu meinem Anträge weg-
fällt , w finde ich mich nicht veranlaßt , den Antrag wciier
zu verfolgen , und nehme ihn zurück.

Präsident : dir Antrag ist demnach durch diese Zurück¬
nahme erledigt . Es hat noch das Worr der Abg . Hüner,
um einen Antrag zu stellen.

Abg . Hüner : Meine Herren , bereirs am vorletzten
Sonntage ist Ihnen der schließliche Bericht des KrongutsauS-
schusses , nach dessen Annahme die Ausscheidung des KrongukS
vollendet sei, ! würde , zugegangen und dieser Bericht würde
auf die Tagesordnung schon längst gekommen sein , wenn
nicht ei» Antrag des Abg . Böcke ! und Genossen cingegangcn
wäre , und zwar dahin , daß der KrongutsanSschußbericht nicht
auf die Tagesordnung zu setzen sei , bevor nicht das Finanz¬
gesetz , rücksichtlich dessen die geehrte Versammlung und das
Ministerium dis jetzt noch in Differenz sich befinden , vollen¬
de ! sei. M . H ! Dieser Antrag kann niemer Meinung nach
die Krongulsangeiegenheit nicht aushaltcu . — Ich will Sie
damit nicht lange aufhaltcn , Ihnen darzustcllen , weßhalb ich
gegen den Antrag bin , weßhalb ich nun und nimmer die
Hand dazu reichen kann , die Ausführung des Staatsgrund-
gesetzeS «ufzuhaltcn oder gar zu verhindern . Ich will Ihnen

Ät>.

auch nicht auseinandersetzen , daß dieser Antrag nicht vorlhcil-
hast ist , und nicht das er , eicht , was er bezweckt , sondern , daß er,
wenn er überhaupt eine Wirkung hat , was sehr zu bezweifeln
ist , gerade daS Gegentheil bewirkt von dem , was er will.
Ader , m . H . , eine Bemerkung kann ich nicht zurückhallen:
Ich halte die Ausscheidung des KrongutS als die Vollendung
des letzten Theilcs des Staatsgrundgesetzes , als den Schluß¬
stein deS Staatsgrundgesetzes . Dieser Schlußstein , diese Voll¬
endung kann und darf nicht aufgehalten werden durch einen
Antrag , der nach meiner Ansicht durchaus unkonstitntionell ist.

Präsident : Der Antrag steht aber heute noch nicht zur
Diskussion.

(Mehrere Stimmen : Zur Sache .)
Äbg . Hüner : Za , m . H . , er ist mconstitulionell ; cS

ist inconstitulionell ein persönliches , dem unverantworli-
chcn  Sät -paatSpberhaupte verfassungsmäßiges Recht zu einem
Zwangsmittel oder einer Drohung oder einem tlompelle gegen
ein verantwortliches Ministerium zu gebrauchen . Ich erlaube
mir daher an den Berichterstatter des Centralausausschuffes
die Frage ): wie weit ist der Bericht gediehen , wann ist er
zu erwarten?

Präsident : Ich bemerke zunächst , daß ich allerdings
den Bericht des Krongulsausschusscs schon aus die Tagesord¬
nung gesetzt hätte , «wenn nicht , bevor derselbe zweimal 24
Stunden ausgetragen war , dieser Antrag des Abg . Böckcl
eingcbracht worden wäre , der der Verhandlung d'es Berichtes
über die KrongurSangclegenhnt präjudicirt . Dieser Antrag s
ist sofort den Ablheilungcn zugewicsen und auch von diesen
soforr in Beraihung genommen . Der Centralausschuß ist auch
— ich habe mich besonders deßhalb erkundigt — Ente vori¬
ger Woche zusammmgetreten und wirb heute wieder zusam-
mentreren.

Abg . LL -ibel : Ein Berichterst . ist noch nicht gewählt,
es wirb also Niemand antworlen können.

Präsident : Daß natürlich der Centralausschuß die Sache
beschleunigen wirb , weil die Angelegenheit für die Verhand¬
lung des Krongulsberichts präjudiziell ist , versteht sich von
selbst.

Minist .-Rath Runde : M . H . , auch die Staatsregie-
gicrung hält die baldige Erledigung dieser Angelegenheit für
nöthwendig bei dem bevorstehenden Schluffe des Landtags und
ich glaube , daß derselben um so weniger etwas entgegenstehen
kann , als die Ansichten der Staalsregierung und des allge¬
meinen Landtags im Wesentlichen nicht verschieden sind . DaS
Ministerium muß um so mehr wünschen , daß die schlüssige
Erledigung dieser Angelegenheit bald zu Stande komme , und
daß keine Verzögerung eintrete , damit nicht Folgerungen aus
dieser Verzögerung gezogen werben können , welche den Ansich¬
ten deS allgemeinen Landtags schwerlich entsprechen möchten.

Abg . Bocket : Ich glaube , daß sowohl das , was der
Abg . Hüner  als der Hr . Regierungß -Commissar bemerkt har,
zu rechter Zeit zur Sprache kommen wirb , wenn mein
Antrag zur Tagesordnung kommen wird , und ich wollte
mir nur gestatten , die Aeußerungen des Abg . Hüner von
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